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PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung um 14 Uhr 20 Min.): Ich nehme die
am 5. November 1949 unterbrochene erste
Sitzung des Landtages wieder auf.

Von der heutigen Sitzung haben sich die
Herren Abgeordneten R ei t her und
Sc h we in ha m m e r info'lge Erkrankung
entschuldigt.

Ich habe das stenographische Proto'koll des
ersten Teiles der Eröffnungssitzung der I. Ses­
sion der V. Wahlperiode auf die Plätze der
Herren A·bgeordneten aufl.egen lassen.

Wir kommen zu Punkt 6 der Tagesordnung:
Wahl des Landeshauptmannes.

Nach Artikel 30 der Landesverfassung wir,d
der Landeshauptmann vom Landtag in ,einem
besonderen Wahlgang mit einfacher Mehrheit
gewählt. Nach § 54, Absatz 3, der Geschäfts­
ordnung des ,Landtages muß diese Wahl unter
namentlicher Aufrufung der Abgeordneten
mittels Stimmzettels vorgenommen werden. Der
dem Prälsi,dium überreichte Wahlvorschlag
lautet auf Ahg. ]ohann :S te in b ö c k.

Ich bitte die Mitglieder des Hohen Hauses,
bei Namensaufruf die Stimmzettel in die Urne
zu legen. Die Herren Schriftführer ersuche
ich, die namentliche Aufrufung der Landtags­
mitglieder vorzunehmen.

(Ober Namensaufruf durch die Schriftführer
Sigmumi und Hilgarth geben die Ab[!eordneten
Alldal, Bachin[!er, Brachmann, Buchinger,

I Czerny und. Dienbauer den Stimmzettel in die
Urne. - Abg. Dubovsky gibt nach Namens­
aufruf keinen Stimmzettel ab.)

IPRASIDENT: Die Nichtabgabe des Stimm­
zettels widerspricht der Oeschäftsordnung d~s

Landtages; es hat jeder A'bgeordnete abzu­
stimmen.

(Ober weiteren Namensaufruf geben die Ab­
geordneten Dubovsky, Eckhart, Endl {Zwi­
schenruf Abg. Hainisch: Etwas flotter! ­
Schriftführer Abg. Sigmund: Es ist eine Wei­
sung hier}, Ernecker, Etlinger, Fehringer,
Oaßner, Oenner, Oerhartl, Dr. Haberzettl,
Hainisch, Hilgarth, Hrebacka, Ing. Ka'rgl,
Kreiner, Kuchner, Marchsteiner, Mitterhauser,
Müllner, Nagl, Nimetz, Popp, Pospischil,
Ing. Hirmann, R.eitzl, Saßmann, Schmalz­
bauer, Schöberl, Schwarzott, Sigmund, So­
domka, Staffa, Stangler, Steinböck, Dr. Stein­
götter, Stika, Tatzber, Tesar, Vesely, Wallig,
Waltner, Weber, Wegerer, Wenger, Wondrak,
Zach, Zettel, Zeyer die Stimmzettel in die
Urne.)

PRÄSIDENT: Die Stimmenabgabe ist ge­
schlossen. Ich bitte die Herren Schriftführer
um die IFeststellung des Wahlergebnisses. Zu
diesem Zwecke unterbreche ich -die Sitzung auf
kurze Zeit. (Unterbrechung der Sitzung um
14 Uhr 31 Min. - Nach Zählung der Stimm­
zettel und Wiederaufnahme der Sitzung um
14 Uhr 35 Min.): Ich nehme die Sitzung
wieder auf. Die SHmmenzählung hat folgendes
Ergebnis: Abgegeben wurden 54 Stimmzettel,
wovon 25 leer waren und daher ungültig sind.
29 Stimmzettel lauten auf Abg. St,einböck.
Somit ist Herr Abg. ]ohann S t ein bö c k
mit 29 Stimmen zum Landeshauptmann von
Niederösterreich .gewählt. (Beifall bei da
ÖVP.)

Ich frag,e den Herrn Abgeol'd'neten, ob er die
auf ihn gefallene Wahl annimmt.

Abg. STE'INBöCK: Hohes Haus! Ich er­
kläre, die auf mich gefallene Wahl anzu­
nehmen.

PRÄSIDENT: Nach Artikel 31 des Landes­
verfassunggesetz,es für das Land Nieder­
österreich in der Fassung von 1930, Landes­
g,esetzblatt Nr. 14 vom 16. August 1930, hat
der Herr Landeshauptmann vor Antritt seines
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Stimmenzählang und Wiederaufnahme der
Sitzung um 14 Uhr 58 Min.):

PRÄSIDENT: Ich nehme die Sitzung wieder
auf. Die Stimmenzählung hat folgendes Er­
gebnis: Es wurden 54 Stimmen abgegeben,
davon ell'thelen auf den Wahlvo'rschlag der
ÖVP, Herrn Abg. Waltner undHerrn National­
rat Müllner, 29 Stimmen. 25 Shmmzettel waren
leer und sind daher ungültig. Auf den Wahl­
vorschlag der SPÖ, Herren Abg. Brachmann
und Abg. Stika, ent!fielen 22 Stimmen,.32 Stimm­
zettel waren leer und sind daher ungültig. Es
sind somit als Mitglieder der Landesregierung
gewählt: die Herren B r ach ma n n, M ü I ,\.
ne r, Sti ik a und Wal t ne r. Ich frage die
Herren, ob sie die Wahl annehmen. leh frage
den Herrn Abg. Br.achmann, ob ·er die Wah I
annimmt.

Abg. B,RACHMANN: Ich nehme die Wahl
an.

PRÄSIDENT: Ich frage den Herrn Ab­
geordneten Müllner, ob er die Wahl annimmt.

Abg. MüLLNER: Ich nehme die Wahl an.
(Beifall bei der ÖVP.) .

.PRÄSIDENT: Ich frage den Herrn Ab­
geordneten Stika, ob er die Wahl annimmt.

Abg. STIKA: Ich nehme die Wahl an.
PRÄSIDENT: Ich frage den Herrn Ab­

geordneten Waltner, ob' er die Wahl annimmt.
Abg. WALTNER: Ich nehme die Wahl an.

(Beifall bei der ÖVP.)
PRÄSIDENT: Somit ist die Landesregierung

von Niederösterreich bestellt. Die Angelobung
der beiden Herren Landeshauptmannstellver­
treter und der Landesräte auf die Bundes- und
Landesverfassung 'findet später in der Sitzung
der neuen Landesregierung im Prälatensaal
statt. Zu diesem Zweck unterbreche ich die
Sitzung. Die Wiederaufnahme der Sitzung wird
von 'hier aus eingeleitet. (Unterbrechung: der
SitZllng um 14 Uhr 58 Min.)

PRÄSIDENT (nach Wiederaufnahme der
Sitzung 11171 16 Uhr 15 Min.): Ich nehme die
Sitzung wieder auf. Die Landesregierung hat
in ihrer soeben stattgefundenen Sitzung ein­
stimmig den Beschluß gefaßt, Herrn Abgeord­
net'en Laurenz Gen n e r zu den Sitzungen der
Landesregierung ständig als beratendes Mit­
glied beizuziehen. Ich bringe diesen Beschluß
der neugewählten Landesregierung dem Hohen
Hause hiermit zur Kenntnis.

Zum Wort gelangt Herr Landeshauptmann
S te in böe k. (Beifall bei der ÖVP.)

Lanideshaup!tmann STEINBÖGK: Hoher Land"
tag! Zum zweüen Male nach der Befreiung
Österr,eichs tritt ein vom Volke neu gewählter
Landtag von Niederösterreich zur ersten Sitzlung
zusammen. Nach einem kurzen, aber sehr
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scharfen Wahlkampf hat das Volk seine Ent­
scheidung getroffen und auf Grund dieser Ent­
scheidung sind wir heute in diesem ehrwür­
digen Saale versammelt. leh möchte diesen
Anlaß nicht vorübergehen lassen, ohne den
Behönden und fl'eiwillig,en Mitarbeitern in
Niederöstlerreich dafür zu danken, daß s·ie durch
ihre vorbHdliche Tätigkeit eine so reibungslose
Durchführung der Wahl gewährleistet haben.
Es hat sich wieder gezeigt, daß der Verwal­
tungsapparat von Ni'ederöst,erfieich imstande
ist, auch auß,ergewöhnliche Schwierigkeiten in
vorbildlicher Art zu lösen. Ich gIalube mich
daher mit Ihnen eines Si,anes, wenn wir all den
in Betracht kommenden Fa:ktoren für diese
mustergültig.e Arbeit den Dank und die Aner­
kennung aussprechen.

Das Volk hat nun ,gesprochen und uns be·
auftragt, seine Interessen im niederösterreichi­
schen Landtag nach bestien Kräften zu wahren
und zu fördern. Wenn ich nun als Chef der
nleugewählten niederösterreichischen Landes­
regierung zu Ihnen spreche, dann bin ich mir
der Verantwortung voll bewußt, die ,ich als
Landeshauptmann auf mich g,enommen habe.

Es harrt unser eine große Zahl wichtigster
Aufgaben zu lösen. Der im Jahre 1945 ge­
wählte Landtag hatte den Fußboden zu legen
für eine neue, g,esicherte VerwaItun:g im Lande
und wenn wir seine Arbeit überblicken, dann
können wir ihm die Anerkennung für Iseine
Leistung wohl nicht versagen, im Gegenteil.
Der erste Landtag hat unter schwierigsten
Verhältnissen eine Unzahl von wichtigen Oe­
.setz,en beschlossen und Beschlüsse in wichtig­
sten Angelegenheiten gefaßt. Er ist vor keiner
Arbeit zurückgeschreckt und wenn wir heute
in Dankbarkeit seiner Allbeit gedenken, dann
muß dies auch ein Ansporn für den Ineuen
Landtag sein, die Leistungen noch zu über­
treffen und wirklich aUes daranzusetzen, den
gestellten Aufgaben voll gerecht zu werden.

Wenn wir die Reihen der Abgeordneten
heute überblicken, dann vermissen wir 'eine
große Anzahl von Abgeordneten, die i'm letzten
Landtag hier gesess,en sind und mitgearbeitet
haben. An ihre SteHe silnd neue Mandatare ge­
treten, Männer und frauen. die zum erstenmal
in diesen V,ertretungskörper entsendet wurden.
Es ist uns ·ein Henzensbedürfnis, den ausge­
schiedenen Landtagsabgeordneten den herzlich­
sten Dank für ihre Mitarbeit und treue Kame­
radschaft zu s31gem

Wir vermissen heute aber auch Herrn 1:an­
desrat Schneidmadl, der di,e ihm zugewiesenen
Referate zielbewußt geleitet hat und den wir im
politischen Kampfe als vomehmen Gegner
kennengdernt haben.

An die Spitze meiner Ausführungen möchte
ich heute die feststelhmg setzen. daß ich
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strenge auf dem Boden der V,erfas'Sung stehe
und mich bemühen weJ1de, mein Amt korrekt
nach demokratischen Grundsätzen auszuüben
und durch initiative Arbeit dem Hohen Hause
unddier niBderösterreiohisohen Landesregierung
neue Aufgaben zu stellen.

IEs wird meine vornehmste Aufgabe sein, als
Landeshauptmann, und über dien Partei,en
stehend, ausgleichend zu wirken und! als ruhen­
der Pol im politischen Kampfe ZUlr Vermeidung
von Spitzen und Härten beizutra:g'en.

Der ldzt,e Landtag hat das Gesetz über das
landwirtschaftliche f ortbildungsschulwesell be­
schlossen.Es Willd nun 'meine Aufgabe, bzw.
die des zukülllftigen Refer-enten für landwirt­
schaftliche Angelegenheiten sein, dieses Gesetz
der Verwirklichung ZJuzuführen: und da'für zu
sorgen, daß die im Gesetze vorges-ehenen Mög­
lichkeiten der Schulung der Bauemjuglend: voll
ausg1eschöpft werden. Nur ,ein gut geschulter
Bauemst'all!d wiJ1d in der Lage s'ein, den An­
forderungen einer modernen Betriebsführung
zu entsprechen.

Ich gebe mich keiner Täuschung hin, daß die
Durchführung dieses Gesetzes noch s-ehr viel
Arbeit kosten wird und daß noch viele Pro­
bleme zu lösen sein weTden. Dm'ch vi'Cie Jahr­
zehnte wurde der fortbildung des Bauern­
standes viel zu wenig Aufmerksamkeit zuge­
wendet und nun müssen unter dem Drange :der
Verhältnisse di,e Versäumnisse von ]ahrz,ehnten
in wenigen Jahren -eingeholt werden.

Der ß,auernstand wird zum Nährstand des
Volk-es werden müssen, und je mehr Nahrungs­
mit,tel im Lande erzeu,gt werden, desto weniger
Importe werden nlOtwendig sein und die expor­
tierten Industrieartikel können günstiger ver­
wertet werden.

In zielbewußter Durchführung der gestellten
Aufgaben ist an den modernen Ausbau ,der
landwirtschaftlichen SchuIe in Mistelbach ge­
schritten wOllden. In Kr,ems wird eine neue
Weinbauschule gebaut und wird aller Voraus­
sicht nach noch im September nächsten Jahres
der ß.etri-eb aufgenommen werden können.

Eine Aufgabe ganz großen Ausmaßes hat
sich die ni-ederöst'eneichische Lal11desregierun!g
gestellt, 'indem die Errichtung einer Obstbau­
schule in Langenloisbeschlossen wurde. Auch
dort schr-eitet der Bau rüstig vorwärts und
diese Schule soll -eine Must-eranstalt werden.

Sie werden in den Ze.itungen schon vielfach
vom zehnten Bundesland gdesen haben, das
durch Meliorationen für Östen,eich gewonnen
werden könnte. Die Schweiz i,st in den letzten
Jahren, besonders während des letzten Krieges,
hier mit gutem Beispi,el y;orangegangen und wir
wollen im Lande Ni'ederösteneich die Möglich·
keit, neues Ack,erland zu schaffen, voll aus­
nützen. Es wenden daher -im ganzen Lande Be-

wässerungen und Entwässemngen durchgeführt
werden müssen, wobei insbesondere größer-e'
Meliorationen im Waldviertel zu ,erwähnen 'S'ind.

Ein schöner T,eil unserer Arbeiten wird der
Wi,ederinstandsetzung bestehender Anlagen ge­
wid'met sein müssen, die während des Krieges
vemachlässigt wurden. Gegenwärtig sind als
Sofortmaßnahmen die Beseitigung der Wind­
verwehungen im Gebiete von Gunt,ersdorf,
WuUersdorf und Hetzmannsdorf im Zuge.

Die Versorgung von Ge'meinden mit aus­
reichendem und einwandfreiem Trink· und Nutz­
wasser Willld auch in der nächsten Zeit mit
gleicher Energie fortgesetzt werden müssen.
Zur Z'eit sind als Großpro}ekte die V,ersorgung
von Felixdollf, Sollenau und Em~tbmnn im
Gange sowie eine gan~e Reihe von kleineren
Projekten, die noch in diesem Jahre abg,e­
schlossen werden können. Weiter ist eine Reihe
Von Kanalisationen projekhert; hiervon ist
g,egenwärtig die Kanalisierung von Herzogen­
burg im Zug.e.

W,ir wissen -auch, daß 'eine Rat,ionalisierung
der Landwirtschaft mit ,all den Verbesserungen
Hand in Hand gehen muß. Eine solche Ratio­
nalisierung ist aber nur dann mögldch, wenn
vorerst eline v,ernünftige Kom'mass'ierung durch­
geführt wurde. Im Jahre 1950 werden wir in
wesentlich verstärktem AusmaHe an die Kom­
massierung ,einer Igröß.eren Anzahl von Ge­
meinden herantl;eten und somit die 'erforder­
lichen Meliorierung,en, die Schaffung von Ver­
bindungsweg,en usw. durchführen.

Weiter wird die Durchführung der Land­
arbeiterordnung und auch das Landarbeiter­
kammerges'etz zur Verhandlung kdmmen müs­
sen.

Ferner ist diie ,Heschlußfassung eines Tier­
zuchUörderungsgesetzes schon dringlich ge­
worden sowie die Schaffung eines Gesetzes
über die Errichtung 'einies Landestierseuchen­
fonds. Der Landtag wird slich auch mit einem
modernen fischereigesdz zu befassen haben &0­

wie mit einem Herschutigesetz. Auß.erordent­
lich dringlich 'erscheint auch die E'rlassung
eines V,eranstaltungs~'esetzes.. In Bearbeitung
steht derzeit auch noch ein Naturschutzgesetz
mit den dazugehörigen Verordnungen, ein
Ankündigulligsabgabegesdz,ein Anzeigenab­
gabegesetz und andere gesetzliche Vorschriften,
die für die GemeindIen von Wlichtigk,eit sind.

Eine wichtige Mat'ede, die der eingehenden
Beratung und Behandlung bedarf, sind die
niederösterreichischen Krankenanstalten. E:s
muß ,pechtz'eitig Vorsorge getroffen werden, da­
mit nicht eines Tag,es das Land NiederösteT­
reich hinsichtlich der allg,emeinen öUentlichen
Krankenanstalten VOr Überraschungen gestellt
wird. Die Frage der Bezahlung der Verpflegs­
kosten durch die Versicherungsanstalten muß
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durch intensi've Verhandlungen ehebaldigst zu
einer tragbaren Lösung kommen.

Das Land Niederösterrleich hat bisher durch
Gewährung zins,enloser Darlehen oder durch
Übernahme ,des Zinsen- und Amortisations­
dienst,es dazu beigehagen, daß Krankenanstal­
ten Niederösterreichs ausgebaut, bzw. 'erweitert
werden konnt,en.

Auf di,e Dauer ist di,eser Zustand aber un­
tragbar, weil di'e Kosten dieser V'erbesserurngen
und Erweitemngen weder von den bisheri!gen
Sprengelg,emeinden noch vom Lande Nieder­
österreich aHein getragen werden können. Hier
scheint die Aufteilung der Kosten auf breitester
Bas,js di,e vernünftigste' Lösung zu sein.

Zu diesem gesetzlichen Vorschr;iHen kommt
dann noch e,ine Reihe von Durchführungs,ver­
ordnungen, d'i,e jedoch im Rahmen der nieder­
österr,eichischen Landesregi,emng zu bearbeiten
selin werden.

Eines delr brennendsten Probleme, bei deren
Lösung die neu~ewählte Landesregi!erung mit­
ZU'wi'rken haben 'wird, ist di,e B,ehebung der
Wohnungsn1ot. Das Land wil'd aHes vorkehren
müssen, um dem Wohn- und Siedlungs,wesen
die größtmögliche Förderung angedeihen zu
lassen.

Das Land Niederöskrrei,ch hat in den ver­
gangenen Jahr,en für Förderung des Gewerbes
und des Fremdel1'vet-:kehrs, bzw. zu deren Wie­
deraufbau auß,erordenHich große Beträge zur
Verfügunjg gestellt. Diese Großzügigkeit hat
sich im vergangenen Jahrle ber,eHs ausgewirkt,
und es ist zu hoffen, daß be:i zweckentsprechen­
der Weiterführung dies,er Förderungsmaß­
nahmen bald de,r WirtschaftUind damit auch
dem Lande Niederösterr,eich der erwartete
Nutzen zukommt. .

Eine der wichtig,sten Aufgaben des Land­
tages wird es s,ein, den Voranschlag für 1950
gründlichst dUl:chzuberat,en und zu beschließen.
Wlir \können uns keiner Täuschung hingeben,
daß GewaWeistungen, wie sie ,im Jahr'e 1949
vollbracht wUfid'en, nicht aHjährlich vollbracht
wenden können.

Es werden für das Jahr 1950 ;neue Wege be­
schritten werden müss'en, um die unu'mgäng­
Iich notwendigen Arbeiten durchzuführen und
zu 'verhindern, daß Arbeitslolsig'keit im Lande
eintrek Arbeitslosigkeit, wie' sie vor 1938 im
Lande geherrscht hat, darf nicht mehr eintreten.
(Beifall bei der öVP,) Es muß unsere vor­
nehmste Aufrgahe sein, die dem Lande zur Ver­
tügung stehenden Mittel so anzuwenden, daß
produktive Wert,e geschaffen und nicht Arbeits­
losenunterstützungen ausbezahlt werden müs­
sen. Daß hienbei das Land die bodenständigen
niedel'österreichischen Gewerbe, Handel usw.
hei Lieferungen und Leistungen heranziehen
wird, ist ,sdbstveTständlich.
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Ich wel;de daher auch - soweit es in meiner
Kompet,enz und in meinen Kräften steht - da­
für Sor:ge tragen, daß der schulentwachsenen
Jugend eine Berufsausbildung geskhert wird,
wie es überhaupt eine wesentliche Aufgabe aller
VerantwortungstTäger list, für eine g,esicherte
ZukuniH unser'er Jugend Sorge zu tragen.
(Beifall bei der ÖVP.)

Im Unterrichtsmil1listerium steht gegenwärtig
ein Gesetz zum Schutz der Jugend vor
Schmutz und Schund zm Verhandlung. Ich
hoffe, daß der Entwurf ,ehebaldigst zu einem
konkreten Orundsatzgesetz führt, denn sonst
müßte das Land in eig'ener Kompet,enz nach
'ClJem Rechten sehen. (Erneuter Beifall bei der
ÖVP.)

Im nächsten ]ahf'e wird sich das Schulbau­
fOfJJdsgesetz auswirken müssen, damit die Ak­
tion zur Instandsetzung beschädigter oder Auf­
richtung zerstört'er Schulen in Schwunrg g,e­
bracht werden kanu.

Wir erwarten dringend vom Nationalnat das
Schul-und Erziehungsges1etz und ein Lehr,er­
dienstgesetz, damit di,e ,entspnechenden Durch­
führungsgesetze und Verordnungen vom Land­
tag beschloss,en werden 'können.

Die Instandsetzung von St'raß,en, Brücken
und Landesg,ebäurden wird mit aller Energie
fortg,esietzt werden.

Soweit für die El1fondernisse im VOfaol1lSch),ag
1949 noch Deckung vorhanden 'ilst, bestehen
wohl keine Schwierigkeiten, für das Jahr 1950
wird entsprechend vorg,esorgt werden müssen.

Ich st'elle hier erneut und mit allem Nach­
druck fest, daß ,der Wierderaufbau Angelegen­
heit des Bundes .ist. Dies wundre auch von kom­
petent,er St'elle schon klargestellt; daher müssen
die in den vergangenen Jahf'en vom Lande
Niederösterreich für den Wiederaufbau aufge­
wendeten ganz bedeutenden MiUel - ,es han­
delt sich u'm zirka 90 Millionen SchiUing -­
dem Lande vom Bund r'efundiert wenden.

Wi,ederaufbau und gedeihliche Entwicklung
des Landes ist aber nur dann möglich, wenn
Ruhe und Ordnunjg im Lande herrschen. Dies
hat zur Voraus1setzung, daß Preis,exZJesse hint­
angehalten werden. (Beifall bei der ÖVP.) Ich
sehe als Landeshauptmann darin ,eine meiner
wichtigsten Aufgaben der allernächsten Zeit,
hier richtungg,ebend einzugreifen.

Nicht ZJuletzt wird aber auch int'emeine Ver­
waltungsmform, di,e bisher nur zalghaft durch­
geführt wurde, energischer in die Hand ge­
nommen wel;den müssen, weil di,e ß.evölkerung
ein Recht darauf hat" die Steuergelder bestmö\g­
Iich angeleg,t zu sehen. Die notwendige Ver­
waltungsrdorm ist auch ine'minentem Interesse
der Beamtenschaft, di,e erst nach ,endgüINg,en
und g,eklärt!en Verhältniss,en mit 'einer, ihf'er
Le'istung und Verantwortung entsprechenden
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Bessefistel1ung rechnen kann. (Beifall bei der
ÖVP.)

Die Pragmatisieru:ng und Def,initivsteUung
der Beamten des Landes ist zjum großen Teile
durchgeführt. Es steht uns jetzt noch di·e Auf­
gaDe bevor, auch die Pragmatisierung der
Lehrer ehebaldigst durchzuführen.

Mit liefern Bedauern muß ich auch davon
sprechen, daß es bis heute noch nicht möglich
war, die Gebietsänderungsgesetz1e in K.raft zu
setzen, wodurch die Randgemeinden unter
niederösterreichische Verwaltung g,ekommen
wären. Es zeigten sich schon gute Ansätz1e da­
für, als ob die Inkraftsetzul1Ig dieser Gesetze
unrmiUelbar bevorstünde. Leider sind unsere
Hoffnungen zu Schanden geworden und wir
können auch heut,e nur wi·eder die sowjetische
Besatzungsmacht bitten, sie möge ihr,en maß­
geblichen Einfluß dahin geltend machen" daß
diese drei Gesetze voer'Öffentlichtund in Vollzug
gesetzt werden dürfen. (Beifall bei der ÖVP.)

J:s ist ein Gebot der Selbs,tvoer,ständJ:ichkeit,
daß wir am heutigen Tage unserer Brü·der ge­
denken, die noch ,in Kriegsgefangenschaft oder
in ausländischer Haft sind und der Hof,fnung
Ausdruck verleihen, daß ,ehebaldigst auch der
letzte Österreicher in seine Heimat zurück­
kehren ·d:trf.

Mit allem Nachdruck gebe ich dem Begehren
dieses ,Hohen Hauses Ausdruck, es möge
unserem Vaterlande endlich der Staatsvertrag
und mit ihm die volle freiheit und Souveräni­
tät beschert werden.

Das Volk von Niederösterreich hat mit un"
sa!gbarer Geduld all die Erschwe11J1lisse 'ertragen,
die in .den gegebenen Verhältnissen der Nach­
kriegszeit begründet sind. Es kann n:iemand
wundernehmen, wenn dieses Volk mit aller
Sehnsucht den frieden und das Ende der Be­
setzung herbeiwünscht.

In dieser feierlichen Stunde begrüß'e ich
unsere braven Niederösterreicher und gebe der
Erwartung Ausdruok, daß sich die Tätighit
dieses niederösterreichischen Landtages zum
Wohle unseres Vaterlandes Niederösterreich
auswirken möge. (Beifall bei der ÖVP.)

Es hat der Bewältigung ·ganz schwieriger
Aufgaben bedurft, daß ich heute zu Ihnen als
neugewählter Lancleshauptmann reden kann und
es ist noch eine Überfülle von Aufgaben zu
lös,en, bis die ni'ederösterreichischeLandes­
regierung ihre Agenden aufgeteilt hat und der
Boden für eine gedeihliche Arbeit gefunden ist.
Aber so wie wir bis jetzt vor den schwierigen
Aufgaben nicht zurück,geschlreckt sind, werden
wir auch an die Lösung der uns noch bevor­
stehenden sohwierigen Aufgaben herantreten
und! ich weiß, wir werden diese Aufgaben
lösen.

Ihnen, meine verehrten Damen und Herren,

die Sie vom besten Willen getragen sind, 0311
Ihre Kräfte einzusetzen, ruf,e ich ·ein freudiges
"frisch auf zur Arbe·it ,~um Wohle des Landes
Niederösterreich" zu! (Lebhafter Beifall bei
der ÖVP.)

PRÄSIDENT: für die Kommunistische Partei
hat sich Ab!g.· Duibovsky zum Wort gemeldet.
Ich erteile es ihm.

Abg. DUBOVSKY: Hoher Landtag! Vor
diesem neuen Landtag werden eine Reihe VOll

Autgaben stehen. Diese Aufgaben wird er nur
dann lösen !können, wenn, er sich vom vor­
herigen Landtag in seilner Arbeit Iganz wesent­
lich unterscheiden 'wird. Der vergangene Land­
tag hat die ,Erwartungen der ni'eder6sterreichi­
sehen Bevölkerung )in keiner Art 'und Weise
erfüllt; er ,konnte ·diese Erwartungen auch
nichtet1füUen, weil in den vergan!genen vier
Jahren der Landta.g systematisch von der
Landesfelgierung in sein.er Tätigkeit gehemmt
und immer mehr und mehr aius!geschaltet
wurde. Dadurch konnten auch eine Reihe von
dringenden Vorlagen und Gesetzen nicht in
Behandlung .gezogen werden; aus diesem
Grunde skhenviele Probleme, die schon ge­
löst sein ,k,önnten, noch immer ungelöst vor
diesem neuen Landtag. Der alte Landtag
wurde nur ganz selten zu BeratuillJgen zu­
sammenbemfen und selbst dann waren es
meistens nur sü:genannte IE,inlaufsitzungen, :in
denen in ,fünf oder zehn Minut·en ganz kurz
der E·inlauf bekannt:gegeben wurde. Nach He­
km1l1tgabe, welche Anträge, welche ,Anfragen
tl'sw. eingelaufen waren, wurde dann der Land­
tag wieder vertagt. Hier wird es notwendig
sein, daß die neue Landesregierung mit der
systematischen Ausschaltung des Landtages
Schluß macht !und nicht !wie früher den Land­
tlag 'in der 'Erfiü:Hung seiner Aufgahen, die ihm
das niederösterreichische Volk gestellt hat,
hindert. Ist es nicht geradezu ei·ne Groteske,
daß der Landtag zum z,wei,ten Male gewählt
wurde, ohne daß, 'eine ,gültige LandeSiverf:as­
sung vorhanden ist? Die Regier.ungsparteien
beriefen sich zwar bei den Ivorangegangenen
Parteihesprechungen 'immer wieder darauf, daß
es eine Verfassung gäbe lund wollten diese
nicht existierende Verfassung bei der Regie­
rungsbildung in Anwendung bringen. Dabei
wissen heide Heglierungsparteien gall1:z genau,
claß sich der VerfasS'ungs'aussohuß des ver­
gangenen Landtages bereits mit dem EntwU11f
einer Landesvenfassung beschäftigt ha,t, daß
wie bei vi'elen anderen Gesetzesvorlagen, z!w.ar
einige Sitziungen ·des Venfassungsausschusses
stattgefunden haben, es' aber ·dann wiederum
still geworden ist; der ganze Verfassungsent­
wurf ist dann wiederei·l1igeschlafen. ABe ande-

, ren Bundesländm, außer Niecferösterreich und



Landtag ,von iNiederösterreich. 1. Session der V. Wahlperiode. - 1. Sitzung ,am 18. November 1949. 11

~
I•

Bmgenland, haben bereits durch ihre im
Jahre 1945 gewählten Landtage entweder neue
Landeslverfassungen geschaffen, oder die alten
Landesverfassungen wieder in Kraft gesetzt.
Sollte es vielleicht hier bei uns in Niederöster­
rekh Menschen geben, die nicht daran ,inter­
essiert sind, daß hier eine wirklich demokra­
tische Verfassung geschaHen wird und deshallb
bis heute der Landt'ag noch immer kei'ue Ver­
fassung besohlossen hat? Der neue Landtag
wird als eine der dringendsten Aufgaben in
erster Linie eine Verfassung :für das Land
Niederösterreich zu beschi,ießen haben. Die
ßerufungauf die LandeSIverfassung ist über­
haupt so eine ganz merkiWiÜrdi'ge Sache bei
dieser ganzen Regierunlgsbildung gewesen. Be­
gonnen hat es mit einer Mitteilul1Ig im "Wiener
Kurier", daß ,in der niederösterreichisohen
Land1esregierung kein 'Kommunist mehr 'ver~

treten sein wird. Tags darauf ist in der Früh­
presse die gIeiche Notiz gestanden - sie war
aus einer Quelle - nämlich in der "Wiener
Tageszeitung", dem Zentralorg1an der äster­
reichischen Volkspartei. Eini,ge Tage später
brachte der ameriJkanische Rot~Wei"Rot-Sender

gleichfalls die Mitteilung, daß kein Kommu­
nist in der 'n:iederösterre<ichischen Landesregie­
rung mehr vertreten sein wird, worauf das
"Wiener Mürntagbl>att", das der öVP ziemlich
nahesteht und das auch seine Il1'folimatoren
in der niederösterreiohischen Landesregierung
hat, g,l'cichfaUs die Mitteilung brachte, daß in
der Landesregi'erung kein Kommunist 'vertreten
sein wird. Diese ganze Sache mit der Teil­
nahme der Kommunisten an der nliederöster­
reichischen Landesregierung, die Benu51ung der
beiden Regiel1ungslparteien auf die nicht in
Kraft ,gesetzte niederösterreichische L'andes­
ver,fassung, ist in Winklichkeit nichts anderes,
"Is die Eri!lüHuI1lg des Auftmges, der zum
ersten MaIe im "W'iener iKlurier"von den
Amerikanern veröffentlicht wurde. Das list in
Wirklichkeit die Berufung auf die Landesver­
fassung , (Landeshauptmannstellvertreter In­
!!,fIliellr Kar[!,l: Aber die Wirklichkeit ist
anders.' )

Schon diese erste Landtagsitzung hat ge­
zeigt, mit welchem Geist der neue Landtag
seine Tätigkeit ,aufnimmt. Sie wurde mit einem
Geschäftsürdnungsbruch des Präs,identen des
Landtages eingeleitet. (Heiterkeit lind Wider­
spruch bei der ÖVP.) Der Präsident des Land­
tages, der heute ganz genau gewußt hat, daH
bei namentHcher Abstimmung jeder Ab:g:eord­
nete seinen Stimmzettel persönlich abzugeben
hat, er saBte nicht gewußt haben, daß die
heiden jüngsten Mitglieder des Lanidtages zu
Schriftführern zu wählen seien und nicht die
jüngsten MitgIieder der beiden großen Frak­
tiollell? Das soHteer pl'ÖtzLiüh n~htgewuBt

haben? In Wirklichkeit zdgt sich durch diesen
OeschäJftsordnungrsbruch Idie Linie, die hier an
Niederösterreich eingeschlagen werden soll.

PRÄSIDENT: Herr Abgeordneter, nehmen
Sie zur Kenntnis, daß diese Argumentation, die
Sie geben, nicht rkhtig ist; diese Sache wurde
von der Lanldtagskanzlei übersehen unld es
ist nicht Aufgabe des Präsidenten, die Ge­
burtsdaten der einzelnen Abgeordneten nach­
zuprüfen.

Abg. DUBOVSKY (fortsetzend): Aber der
GeschäHsordnungsbruch besteht nicht in der
Untedassung der Überpnüfung der Gehurts­
daten, sondern in Ihrer Feststellung, daß die
beiden jün:gsten Abgeordneten der beiden
großen Fraktionen die Geschätfte der Sohrift­
führer vorläufig besorgen sollen. Darin besteht
der Geschäftsordnungsbruch und nicht inl der
Unterlassung der Überprüfung des Geburts­
jahr,galnges der Abgeordneten. Ich kann nicht
annehmen, daß Si,e als Präsident nicht die Ge­
schäftsordnung kennen. (Abg'. Stangler: Sie
habfll sehr' grofJe Sorgen.') Sicher größere
Sorgen als Sie! (Ironische Heiterkeit bei den
Abgeordneten der ÖVP. - Der Präsident gibt
das Glockenzeichen.) Es sind die Sorgen der
niederösterreichisCihen arbeitenden Bevölkerrul1Ig,
die wohl zu unterscheiden sind von den Sorgen
der nIederösterreichischen Profituntern:ehmer.
Das sind wesentlich andere Sorgen, wesentHch
andere Sorgen als Ihre!

Bei den Parteienverhailldlungen stellte sich
dann noch etwas anderes hemus. Der Herr
Lan1deshauptmann berief sich ein paarmal
darcmf, .daß er im AUlftrag der Bundespartei­
leitung der ästerreicihischen Volhpartei seinen
Aulftrag hier durchführen muß. Na, wir sind
der Meinung, daß er .in erster Ijnie die An­
gelegenheiten Niederösterreichs und dann erst
die Aufträge der BundesparteHeitung durch­
führen soll.

Diese Einmischung der B.undesparteileitun;g
in die niedel1österreichisohen Angelegenheiten
ist überhaupt bezeiohl1lend. Hier mischt sich die
BUlnldesparteilleitung ein, um die Kommunisten
von, der Teilnahme an der LandesregiieflU1l1Ig
fernwhalten. In den westlichen Bundesländern
allerdings mischt S'ich :die gleiche Bundespartei­
leitun:g ein, um dort die TeHiIliahme der Ver­
treter :des neofaschistischen VdU 'zu skhern.
(Widerspruch bei der ÖVP.) So war es in Vor­
arlberg, so war es in der Steiermark, so war
es ,in Kärnten, in Timl und Obel1österreich.
Hier ,gibt es genug Beweise für die Ein­
misohung.

Wir sind der 'Meinung, daß sich die Landes­
regi'erung dill ihren Aulflgaben wesentlioh von
der Bundesre:giemng unterscheidet. Da hier in
l'rster Linie Verwalt,ungsaufgaben :vu 'lösen
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shtd, A>ufgaben, die di'e ganze Bevölkerung
in~eres!sliel'en, meinen wi'r, daß aUe im Liandc

tag vertretenen demokratischen Kräfte auch an
der Landesregierung tleil~unehmen haben, um
die Interessen der Menschen Z!U vertreten, die
sie in den Landtag entsendet halben.

Di,eEinmisühung der Bundesileitung der öVP
in diese ganze Regiel1unlgSibildUing ist über­
haupt bezeichnend. Es sind doch fast die
gleichen Leute, di,e sich schonillli den ver­
gangenen vier jahren zum Nachteil Nieder­
österreichs ununterbrochen in Niederösterre,ich
eingemischt Ihaben.Es sind di>e gleichen Leute
(Ruf bei der öVP: Der Kanzler?), die die
Benachi'e,iH,gung Niederösterreichs, lin den ver­
gangenen Jahren durchgeführt haben, jene
Benachteilhgung, die wir 'aille zu spüren be­
kommen haben, sei es in Fragen der Emäh­
rung, in der Aufbring,ung, sei es ,in der Kohlen­
versorgung oder in der Versorgung mit Tex­
tilien, sei es in der Z,uweisullig V10n Baumate­
daHen oder von Geldmitteln [ür Iden W,ieder­
aufba!U.

Der Herr LandeSlhaulptmann selbst hat hier
festgestellt, diaß in der Frage des Wieder,auf­
baus in erst1er Linie die BundesregiefiUng ver­
antworHich sei. Wir haben aber i,m Niederöster­
r'eich in den ver,gangenen vier ]<ahren im Gegen­
satz zu den westHchen 'ß,Uillidesländern sehr
wenig von der HiHe der ß,undesregierung zu
spüren bekommen. Ich gilaube, daß dieser neue
Landtag das tun muß, was der vergangene
Landtag 'nlioht ,getan: hat, l1ämHch be~ neuen
weikren Benachteililgunigen ,einmüüg a,uf,zu­
stehen, um geigen dies,e Benaohteiligungen zu
protestieren, um gegen sie zu kämpfen.

Niedel1öst'erreich ,ist dias einzige BUlnldesland,
in dem der nedflasohistisehe VdiU kein Mandat
erringen konnt'e. Dies list vor allem darauf zu­
rückz,uführen, daß dem Wetüauf der beiden
Regienungspartei,en um Idie Stimmen der be­
lasteten Nazi hier bestimmte Grenzen gezogen
waren, dellim dieser Wettlauf um die belasteten
Nazli lführte 'letzten Endes ja zur Förderung
dieser neoEaschistischenl KräHe in Österreich
und ließ sie wieder au~erstehen.

Im Par'lament sind 16 Vertreter des neo­
faschistisohen VdU d1ugeZiogen, das li,st das Er­
gebnds der Politik des Antikommunismus, der
Hetze gegen die Sowjetunion, der Hetze gegen
die VOilksdemokratien lllld der gemei'l1lsamen
Po,lHilk in der Erfüt\lung :ameriikanischer Auf­
träge. Das Wi'eidiererstehen des Neofaschismus
in Österreich zeigt, daß die Führungien der
Koalitionspartleien aus der V,erg,angenheH
niohts oder nur sehr wenig gelernt haben.
Ganz anders allerdings die Arbeiter und die
Bauern. Sie wissen was Faschismus bedeut'et,
sie wiss-en, was es beldeutet, daß der Neo­
faschismus in Österrdch Ileuerdin~s aull'i-

erst,anden list und sie werden sich Zium g'e­
meinsamenl Kjampf 'um ,ihre Lebensrechte zu­
sammenschließen und werden gemeinsam dem
Neofasohismus in Österreich Halt gebi'ete'll.
Den Drahtziehern und Hintermännern des VdU
wollen wir aber sagen, die Arbeiterschaft
Österreichs wiI1di sich 'aHer faschistischen Ex­
perimente zu erwehren wiss,en. Die Ainhängier
des Neofaschismus soHen ei'l1Ies wiss-en: In den
vergan,genen vier j,ahrenkonnten sie für ihre
f!aschistische Vel1gangenhetH erklären, daß 'Sli,e
nicht wußten, was Faschismus ist und weIche
FoIgen der Faschismus ;für unser Land, für
unser Vollk,aUen voran für die aIibeitende ß,e­
vö,lkerung hat. Wir woUen ihnen nun sagen:
-ein z:weitesma~ wird und dal1f ihnen dies,e Aus­
rede nicht mehr geliilllgen. jeder muß heute
w,issen, daß wer mit dem Neofaschismus geht,
in der ZUl1mnlf,t keine Ausrede mehr vor dem
ös{erreiohischen Volk gebrauchen klann. Er muß
wissen, daß ,er ,in Zuk,unft seiner gerechten
Strafe nichtent,gehen wil1di.

Heute ist i'edem Kind ,in Österretieh kllar, was
Faschiismus ist: brutallste Unterdrücklung der
arbei{,enden Mensühen im Interesse des Profits,
des K'apitals. Diese Unterdrückung wird die
AIibeiterschaft niemals mehr hinnehmen.

Vor Ni'edel1österreich stehen die dringenden
A>Ulfgaben des Wiedeflaurfbaues der Wohnungen,
die der Krieg zerstörte, der Siedlungen, der
!andwirtschaftLiohen Gebäude und Straßen.
Der Herr LanJdesha,uptmann hat zwar vor den
Wahlen el1klärt,es muß 'eineroohon 'Schier mit
Blindheit geschl:agen slein oder wissentlich
blind sein woUen, wenn er den Wiederalulf:bau
,in Niederösteneich nicht mit HäJl1Iden greilfen
kann. Nun, ioh möchte den Herrn Landeshaupt­
mann einladen, mit nach Wiener Neust:adt zu
kommen oder in die Marchfeldgemeünden, wo
er noch immer die kl1i'egszerstörten Wohnungen
der Arbeiter, die kdegs,zerstörtelnl landwirt­
schaftlichen Gebäude der Hauern üheraU sehen
kann. Er wird dort auch übemll finden, daß
die Bevölkel1ung ,vom Wli'ed:eraUlfbau weit mehr
erhoflft hat. Er wil1d finden, daß lin Niedel1öster­
reich nur Anwesen 'von Begüterten wiederauf­
gebaut wurden, daß aber di,e arbeitende Be­
völke11Ul1lg vom Wi,edePalulfibau niohts zu spüren
bekommen hat. (Landeshauptmann Steinböck:
Sie vergessen, daß die Bauindustrie mit der
Erzeufumg von Zement nicht nachgekommell
ist.) Die arbeitende Bevölkerung wohnt dort
noch immer zusammengedrängt, zehn und
zwöIf Mensohen il111 elinem Wohnmum Z!U­

sammelngepfercht, welcher Umstand der Tuher­
k>ulose ein wiHlkommenes Angl1HJsziel bietet.
Das 81ind Idie WohnverhäHnisse nicht nur in
Wiener Neustadt, sondern lin aUen Industrie­
orten Niederösterreichs! Das sind die Verhlält­
nisse in den meisten Gemeinden des Maroh-
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feldes und, ·ander,er dumh den Köeg lin Mit­
leidenschaft gezogenen Gege·nden. (Zwischen­
rut bei der ÖVP: Zistersdort.'J

Die Filn,anzlage des landes ist, Wi;e schon
der Herr Landeshaiuptmann ange!führt hat, eine
äußerst kritische. In den v,er,gangenen drei
Jahren der Ve1"waltungs,tätigkeH der Landes­
regiemng hat skh die Schuldenlast des Landes
alu:f 115 MiiUionen SchiNling erhöht, da!von ent­
faMen 50 Mi:llionen Schi'1ling auf kurzfr.istige
Aillileihen, die im kommenden Jahr zlurüc'k­
g'ezahlt werden sollen. Nun steht an dieser
kri'tischeil1i finamieHen Situation unrmittdbar vor
den Budgetberatungen des Landt1ages auch
noch die Schillingabwertlung bevor. Durch
diese Abwertung des Schillings (Landeshaupt­
mann Steinböck: Wann wird aenn der Schilling
abgewertet?) werden die zweifellos kritischen
fill'anzieHen VerhäHniss,e des Landes noch
weiter erschwert werden und es wird wiJ.1Nlioh
aUer Kräfte bedürfen, ium mit diesen Hnan­
z!:ellen Schwierigikeiten fertig zu werden. Hier
muß der iLandt,a,g bei der Erledi,gung seiner
AI.u'fgaben wliJlkIich seine FUinikt,ion ,ganz er­
füllen, um im Interesse der ni'elCl'erösterreichi­
sehen Bevölkerung diese Flinanzfrage einer
gerechten Lösung zuzuführen. Wie dem Lande,
so ,geht es auch den niederöst,ermichischen Ge­
meinden. Das W,ähriUlngssohutz~ und das Not­
opfer:gesetz haben den Gemeinden schon
schwerefinanzidle ßdastlungen auferle,gt. Vi'ele
dringende Wiedemufbauarbeiten /können nicht
mehr durchgeführt werden, Fürsorg,emaßnah­
men müssen eingeschränkt werden, und zwar
desha,lb, weil den Gemeind!en ungerecht,fertdgt
finanzielle Mittel entzogen wurden, die sie in
ihren Haushalts'P'länenEüt die E~füUlung dieser
AUlfgaben bereits vor:gesehen hatten. Diese
Schwierigkeiten werden auch in den Gemein­
den durch die beivorstehendIe Abwertung des
Schilling noch größer werden. Der neue Land­
tag muß in der Zulmnft hier winkllich die
Interessen der Gemeinden vertreten, er darf di,e
Gemeinden nicht im Stich 1assen und muß sich
als Sprecher der bereohtigt'en Forderungen der
Gemeinden annehmen.

bne weitere drilugende Frage, die vom
neuen .Landtag zu lösen sein wird, ast di'e
Frage der Fürsorgerenten. Die Fürsor,gerenten
haben in Ni'ederösterpeich ein Ausmaß, von
dem selbst bei bescheidensten An'forderungen
'1liemalndexlistieren kann. Es müssen daher im
Interesse der Fürsorgerentner selbst wenn
es auf Kost,en anderer Sachgebiete ,geschehen
muß - Wege gefunden werden, um die Für­
sorgerenten auf eine solohe Höhe zu bringen,
damit diese alten, kranken Leute oder die Kin­
der von der ihnen zuel1kannten Fürsorgerente
wel1Jigstens jihr Leben frlisten können.

In den vergangellen vier Jahren wurden

auch der niederösterreichischen arbeitenden
Bevölkel1Uing Opfer über Opifer aUifedegt. Das
Leben der a~beitenden Bevölhrung wurde
immer schwie6ger und' sohwieniger. Wenn die
Arbeiter und AngestleHten die Borderung nach
höheren Löhnen 'ephoben haben, wurde immer
wieder geantwortet: IHöhere Löhne bedeuten
höhere Preise und höhere Preise bedeuten die
Infl,at<ion. Di,e Löhne wurden zwar nicht er­
höht, aber die Preise kletterten ,im. die Höhe.
Gerade in den letzten Wochen spüren wir be­
sonders, was hier bei den Preisen vor sich Igeht.
Der Herr L1andeshauptmann hat heute hier im
Hohen Hause eine Erklärung gegen die Preis­
exzesse abgegeben. Die Fondemng, daß die
Preise hera'bgesetzt werden sollen, kommt mir
so vor, wi'e wenn ein Kind den Stern am
Himmel haben WliH. Es ,gehört doch z,ur Dyna­
mik des ~a'p'italismus, daß die Preise mögHchst
hochgehalten werden, wei,l damit auch der
Profit möglichst hoch wird. In dieser gemeliin­
s,amen Jagd nach dem Pl'Ofit haben gerade in
den letzten Wochen di,e K,arteUvel'bände die
Pmisealler lebensnotwendi,gen Gegenstände
so in d!ie Höhe getrieben, daß sie für dii,c
arbeitende Belvölkerung einfach unerschwing­
lich ,geworden sind. Das ist doüh. die POiltiti!k
der flieien Wirtschaft, nämlich die Ifreie iPro,fitc

bi'ldung und die .freie Preisbi,ldung. Sie muß
mit aUen Konlsequenzen !zu dem lführen, ,was
Sie ,als Preisexzesse bezeichnen, 'Was aber [n
Wirk,l,ichikeit Illiichts anderes list, als der ~tink­

tionierende Karpitalismu:s. Es :kann skh ni'e­
mand darüber wundern, daß angesichts dieser
unerhörten Angr,jffe ,auf die Lebensrechte der
arbeitenden Bevölkerung der AbwehrwiHe
innerha,lb der Arbeiterschalftgegen diese Aus­
pl1ürndemug von Tag zu T1ag größer wird und
daß die Arbeiterscihalft an Erregung geraten ist,
d~lß weiter die Kampfbereitscha:ft der Atbeiter­
schaft um höhere Löhne V'Üll1l Tag zu Tag ~u­

nimmt und daß die Arbeiterschalft immer wie­
der erkennt, daß sie so Wli'e in der Vergangen­
heit .auch heute wieder ,um ,ihren AnteiJ am
sozialen Produ1ktk!ämpfen muß. Die Arbeiter­
schaft muß um jedes gl'ößere Stück Brot
kämpfen, weil, wenn s,ie nicht damm kämp'f1en
würde, einfaüh die Profitinteressen dias Stück
Brot von Woche zu Woche kleiner machen
würden. Das alles erkennt heute die Arbeder­
sohaH immer mehr und mehr und desh<lJl'b ist
sie gerade in den letzten Tagen und Wochen
immer entsCihlossener geworden, den Kampf um
die soziale BessersteUung, den Kampf um
höhere Löhne ,mf~unehmen. Die Arheiterschalft
hat eben el'kannt, daß ihr noch nie etwas ge­
schenkt wurde, auch von der Koaldtionsregie­
rung nicht, und daß ihr auch in Zukunft nichts
geschenkt werden wird. Sie muß daher wirk­
lich um j'hre ei,genen Interessen den Kampf
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führen wenn sie nicht weiter in ihrem Real­
einkÜ'~men hem:bgedrückt werden soH. Wir
werden von dieser Stelle aus immer wieder für
die Interessen der arbeitmden Bevölkellung
eintr'eten. Wir werden von dieser Stelle aus
immer w,ieder aufzeigen, wo die Möglichkeiten
vorhanden sind, um eine BesseI'stelIung der
aDbeitenden Bevölkerung herbeizuführen. Ist es
nicht geradezu bezeiohnend ulild eine. Gro~eske,
daß diese letzten Preisste1igerungen ,In NI,eder­
österreich durch diie Tari'f,erhöhungen der
landeseigenen Anstalt NEW,AG ausgel?st
wlurden, die einfach über Nacht ohne .vorhenge
Verständigung ihrer Abnehmer dille St11Om­
prei1se um 50 Prozent 'er1höhte und die Grund­
gebühr statt ,für Zlwei Monate für ,vier~Ü1nate

cmf einmaI zu kassieren beigann unld hier ge­
radem das Siglillal für diese Preisste:ilgemngen
gegeben hat, die dann 'von der PrivatwlirtsohaH
wliltlig und gern mitgemacht wurden?

Die ArbeiterschaH hat aber iloch dwas ande­
res ,gesehen. Während ihre Löhne und GehäHer
crle1ichlleblieben sind, sind, w,i'e es die Bi:l:anzen
b ~ d .
der Aktiengesellschaften aufweisen un wie es
jeder ,aus der amtlichen "Wiener Zeit'~ilIg" ent­
nehmen kann die Profite der A'khe11lgesdl­
schaHen ulillenhört langest,iegen. Sie haben ein
solohes Ausmaß angenommen, daß vielfach ,für
ein1ige wenige Aktionäre mehr an Profi.t abge­
worfen wird ,aIs an ihre t'aus,ende Arbeiter und
AngestelH:en 'im Iglleichen Jahr an Löhnen und
Gehä,ltem ausbezahlt wurden.

Wir werden, wie ich schon ulnlge'iührt habe,
von dieser Stelle aUis ,immer wieder aufzeligien,
wo di,e Möglichkeiten sind, um das Los der
arbei!'endClil: Bevölkerunlg zuedeichtern, wo die
Möglichkeiten sind, die Löhne ,und GehäUe.r
zu erhöhen um die Lebenshaltung der arbei­
tenden BeviHkerunO" zu verbessern. Wir wer­
den aber darüber l1inaus mit der österrekhi­
schen ArbeiterschaH für die Erreichunglihrer
Ziele kämpfen. Wir werden g,emeinsam mit der
östeneichischen Arbe!i:terschaft ununterbrochen
fordern daß auf Kosten der Pmfite die Löhne
und G~hälter 'erhöht wenden soHen.

AUe Aufgaben, die vor dem neuen Landtag
stehen mit 1311 ihren SohiwierigkeHen können
gelöst' werden, wenn es !gelingt, iClHe demokra­
tischen Kräfte in d'i,esem Lande zusammenzu­
fassen zu Igemeinsiamer Anbeit, zum gemein­
samen Schaffen im .Ilil,ter.esse ,unseres landes.
Wir sind dalvon überzeugt, daß die Zusammen­
faslSun 0" :der demokmüsohen Krä'f'te, verbunden
mit eiI;er KampfbereitschaH der demokm'Üschen
KräHe gegen das WiederauHeben des Neo­
flalsühi smUlS, in Niederösterreioh dazu führen
wird, daß aUe AUlfgabengelöst werden. Ge­
tragen von dem gemeinsamen WiUen der demo­
kratischen Kräfte muß aHes darangesetzt
werden, ,UnI den Nedfaschismus 'in Nieder-

österreich zu verhindern und um die großen
Aufgaben zum Wohle unseres Landes Nieder­
östeneich zu lösen.

PRÄSIDENT: Zum Wort geme~detfür den
LiniksihloClk ,i'st der Abg. Pospischiil.

Aibg. POSPISOHIL: Hohes Haus! E,s ist mm
erstenmal, daß ein Vertretler der LinikssolZia'listen
in dieses Haus Igewä:hllt wurde. Als soldher sehe
ich mich durch die Entscheidung eines Teiles
der niederöstlerreichisc:hen W!ähller verp:Hichtet,
die Interessen der '1inikssozial\ist'isohen Wähler
und dal1über Ihinausa:l!ler :at1beitenden Menschen
in Niedier'Österreich in dieser gesetzgebenden
KÖDperschaft wahrzunehmen. Wenn ic~, be­
sonders von den arbeitenden Menschen Nieder­
österreichs spreche, so .geschieht dies aus der
Tatsache heraus daß nicht nur die Aibgeord­
neten der Linlked, sondern auch die der Recht~11
von den Massen der anbeitenden Menschen N1

Niederösterreich gewählt wurden. Dar,in sehe
ich nicht' nur ein Treuebekenntnis 'Zu einer
politischen Partei, sondern die Au~forl~enun~

an a'1'le Abgeordneten dieses Hauses, ~ur die
Interessen der arbeitenden Menschen ,in Nieder­
österreich einz!Utr·eten. Der wirtschaHliche und
kuilturel!Ie AuiEbau unseres Bundeslandes wird
nur mö<J'lich sein, wenn parallel damit eine
O"f'Uludle;ende Verbesserung der soziallen Ver­
haltnisse der arbeitenden Bevölkerung Nieder­
österreichs, der Arbeiter- und Angeste'1llten­
schaft herbei!gelführt w'ird.

Me/ne Forder1ung an die niederösterreic!hJisohe
Landesregierung I1autet daher: Entschiedenes
Eintreten 'für die Interessen der ·Arbeiter- und
AllgesteHtenschaft; Beendigung der bisherigen
offensichtlichen Benachteiligung unseres Hun­
des:Iandesim Verhä'ltlnis zu den westlichen Bun­
desliändern :bei der ZuwendullIg fi11laI1lZie~ller

Mittel durch den Bund. Solange diese Fmge
als ein Politikum der rechts orien't'ierten PioIi­
ti'ker 'behandelt wird, sehe ich keine Mö,glich­
keit daß der Wiederaufbau der wirtschanlichen
und öffentlichen Eiinrichtungen einen sichtbaren
El1folO" ,aufweisen wird. Alls Ahgeordnete dieses
Ha:us~s haben wir uns aUe ohne Ausnalhme die
Gewissensifrage V'ol1zu1j,egen: Für oder gegen
das Volk, d. 'ho mit den besitzenden SchicM~n.

Als linkssozialistischer Abgeordneter werde Ich
das Vollk mit den ibesitizenden Schichten. Als
linlkssozialistischer Ab:geordlneter werde ich
mich mit aBer Entschiedenheitflür die not­
leidende Be.~Ö'I;kel'unlg in Niederosterreich, aber
gegen eine weitere Bevorzugung der bes-it,zen­
den Schichten einset'zen.

(2. Präsident Abg. Wondrak übernimmt den
Vorsitz.)

2. PRÄSIDENT: Für dlie Sozialistische Pmtei
sprkht Herr La'l1ldeshauptmannsteH!vertreter
Popp.

p
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Landeshauptmanlnstel!Lvertr,eter POPP: Hoher
Landtag! Verehrte Damen und Herren! Das
Er,geibnis der Wahl zum niederösterreichisohen
Landtag hat die Position, die die soziiaiistische
Fraktion seit dem Jahre 1945 in diesem Hause
innehat, voUaulf Ibestätiglt. W.ir halben daher
auch kraft der Verlfassung dieses Landes das
Anrecht, an der Verwaltung des Landes ent­
sprechend tei'lizunehmen. Diese Position wurde
auch durch den Ausgang der ndedel'österreichi­
sehen Arbeiterikammerwahlen neuerHch be­
kräHigt, denn wir 'können feststeHen, daß die
Sozia'listische Partei als Vertreterin der Arbeiter
und Angestenten dieses Landes die große
Mehrheit der Arbeiter und Angestellten, näm­
lich 72 Prozent, hinter sieh hat, 'während der
Rest alUif die übrigen zwei Parteien enfif'ä'l!lt.

Wenn mein unmitteIlbarer Vorredner hier die
feststellung !gemacht hat, daß die Masse der
Arbeiter und AngesteI'Hen ,audh den Linlksblock
gewählt habe, so stene ich demgegenüber fest,
daß von der gesamten Alibeiter- und Auge­
steUtenschaft Nie:depösterreichs a·wf den Liniks­
blocik 14 Prozent entfallen slind. Ich stene weiter
fest, daß der Vertreter des Lin1ksblocks mit
Hilfe der Kommunistisohen Partei in diesen
Landtag g,ekoll1lmen ist, denn der ganze Stim­
lIJenzuwachs des gesamten Linksblodks hat be­
k,ann'tlich 12.000 Stimmen ausgemacht, die nicht
ausigereicht hätten, ein iMandiat zu erreichen,
weil die Wahl,zahil in Nieder'Österreich beikannt- ,
lieh in den ein,zeInen WahIlkretisen 14.000 bis
15.000 Stimmen a1uSigemacht hat.

Wir Sozi:absten danlken der BevÖ'lkerung
Niede1rösterreichs für das Vertrauen, das sie
durch ihre Stimmenarbgaibe ,unserer Partei er­
wiesen hat. W,ir daniken insbesondere den Ar­
beitern und All'geste'llten, weil wir genau wissen,
daß in gewissen Gebieten und in gewissen Be­
trieben dieses Landes schon einiger Mut dalZ'U
gehört hat, den St<immzetteI für ,die Sozia,l,istische
Partei abzugeben. (Beifall bei der SPO.)

Wir woNen unseren Dank damit abstatten,
daß wir vor aliler Öffentlichlkeitund auch hier
im Hohen Haus,e Igeloben, getreu unserem Pro­
gr:amm für die Rechte der arbeitenden Men­
schen in diesem Lan·die einzutreten. !Die Land­
t'agswahl ist zweife'l!los zum großen Teile im
Schatten der Nationalratslwahil gest·anden. Im
Wahlkampf wa,l' nämlich weni,g die Rede von
der RechenschaH über die geleistete Arbeit im
Lande oder ,von dem AlibeitsprÜlgramm in der
klÜnlftigen :Funiktionsperiode dieses tandt'ages.
Es wäre 'Vie'11eicht 'Viel sachlicher gewesen, sich
mit diesen Dingen ·auseinanderzusetzen. Wir
Sozlia.Jisten werden uns durch aUe Erscheinun­
,gen desabgel<mlfenen WahI:kampfes nicht be­
irren lassen, den redlichen Weg der sachlichen
und der r·ealen Arbeit im Lande zu gehen, weil
wir wissen, daß dies im Interesse des Landes

und der gesamten Bevölkerung des Landeis ge­
legen ist. Ich darlf auch feS'tsteHen, daß die
Soziallistisohe Partei vor der W,a1hl ails einrzi.ge
Partei dieses Hauses der :Bevölkerung ein Ar­
beitsprogramm für die künlftige F'uJillktions­
periode des Landtages 'vol'gel~gthat. Dieses
ArbeitspfOIglramm wlird die Richtschnur unseres
H'andelns 'für die künftige Arbeit des landtages
sein. Wir sind zu jeder Arbeit bereit, die im
Interesse des Landes und der BevölkeflUllig ge­
leistet wird. Wir sind auch .bereit,. unseren Tei'!
der Vemntwortung zu übernehmen, wenn die
Voraussetzungen hierzu, gescha~fen werden,
wenn .die Gmnldsiätze einer objektiven, spar­
samen und sauberen Verwaltung eingehalten
werden lund wenn in diesem Hause und in
diesem Lande - was eilgenHich sel!bstverständ­
lieh sein müßte - auch die Spielregeln der
Demokratie immer eing,ehalten werden. (Beifall
bei der SPO.) Jedes Abweichen von diesem
Wege wird, von wo immer das kommen möge,
auf den schärfstenunid unerlbitfilic'hsten Wider­
stand der SoziaIis.tischen Pal'tei .in diesem llande
stoßen. (Neuerlicher Beifall bei der SPO.)
Meine Damen und Herrenl Nehmen Sie das
nicht als eine rednerische Flols1kel, sondern als
eine ernste Willen:;ä1ußerung meiner Partei
entgegen.

Was sind denn eigentlich die Aufgahen des
Halhen Landta!ges und der niedel'österreichi­
sehen Landesregierung i,n ,der kommenden Ge­
setzlgebungsp·eriode? Unsere erste Forderung
muß die Enpichtung einer vo'lksnahen, nach
demoikratischen Orundsät'zen geEührten spar­
samen Vel'waltung sein. Der Herr Landeshaupt­
mann hat sich in seiner EnöEEnulligsrede sehr
millde '3'usgedrüclkf, wenn er meinte, daß <l.1U die
VenwaItungsrefonm nur sehr zagihaH hemn­
getreten worden sei. Ich darf 'feststellen, daß
leider nicht einmal von einer Zag'haftiglkeit die
Rede war. Die VerwaHungsrelform wurde im
Lande Niederösterreich überb:a1upt' nicht in An­
griff genommen. Ich stelile weiter fest, daß hier
in diesem Hohen Hause Ül der 'ver,gi3lngenen
Funiktionsperiodeeill' einstimmiger Beschluß
zur Durdh!fiührung muer sdlcihen Verwaltungs­
reform gefaßt worden ist, daß aber die Durch­
führul1lgsmaßnahmen bis ,zum heutigen Tage
3Ius,ge'blieben s.ind. iDer neue Landtalg wird gut
daran tun, seine Rechte ·z'u wahren und kon­
traHierend ifestzusteHen, ob Beschlüsse dieses
Hohen Hauses und ·vor a'Llem einstimmig ge­
faßte Besohl'Üsse dieses Hohen Ha1uses, auch
,immer durclhgeführt werden. Schließlich ist ja
die niederösterreichische Landesregierung das
ibea1ulftrralgte Durchlflüihmngsorgan des nieder­
österreichischen Landtaiges. Zur Durcihf'Ülhmug
dieser unserer iForderuillrgen gehört nach unserer
Meinullig eine VerlwaHungsreorg.anislation inner­
haah der Landesverwaltung und der Landes-
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anstalten. Weiter gehört dazu die Schaffung
einer demokratischen Bezirkslvertretung. Meine
D:amen und Herren, ich glalube, daß es hoch
an der Zeit ist, daß die Bestimmungen der
Bundesverfassung, die das Bezirksvertreter­
gesetz vorsehen,endlich einmal verwirlklticht
wenden. Ich darf weiter noch darauf verwE!isen,
daß im vori'gen Landtag bereits ein einstim­
miger Besch'1luß gefaßt wurde, der die Bundes­
regiemng a'ufge~orderthat, ein Grundsat~gesetlz

zu beschließen, damit wir im Lande ,das Durch­
führun,gs,ges,et1z beschließen können. Wie immer
die Entwkklunlg sein mag, müssen, wenn wir
schon nicht das höchs,t wünschenswerte Be­
zÜiks:vertretergesetlz beikommen, wenigstens die
Voraussetzun:gen geschaffen wel'den, daß die
seinerzeit bestandenen Bestimmungen ü!ber die
Bezinks1vertretungen - die Beziriksstraßen­
alusschüsse, die Bezirik'sWrsorgeräte usw.'·­
wieder in Knalft g,eset'zt Iwerden. Ich weiß schon,
daß ,auch dafür zuerst Grunds!atzgesetze er­
forder'1,jch sind, die das lnnenministeri'um einer­
seits und dia,~ Sozila!lminis1ter,ium anderseits
schaffen muß,damit der Weg für di'e nieder­
österreichische Landesgesetzigebung f>rei wird.

Ich bin mit dem Herm Landeshauptmann der
gleichen Meinung, daß eines der dringendst zu
lösenden Probleme das HandgemeindenprobIem
ist, das IHoch im heul'igen Jahre gelöst werden
soHte, weil ja die Leidtra:genden die geslamten
Bevölkerungskreise in diesem Niemalllidisland
sind. Ich ho~f,e, daß diese Frage die einmütige
Zustimmung des gesamten niederösterreichi­
schen Landtages findIen wird. (Beifall bei der
SPO. - Abg. End!: Das ist richtig!)

In der PersonaillpoHtik muß ,nach uruserer
Meinun:g die fachliche Leistung zu"\} obersten
GrundS'atz erhoben werden. Es muß auch das
demökraüsc:he MHibestimmungsrecht der ge­
wählten Person<l,Ivertreter eingelführt w'erden.
frei'1ich brauchen wlir ,a,uch ,dazu als Voraus­
set~ung wieder die Sclhalfifumg eines Pel1sonal­
vertretungslgesetzes.

Wir sind weiter der Auffasisung, daß tin der
Verwaltung des Landes dem Gedanlken des
Aufstieges des tüchtilgen Beamten mehr ,Rech­
nung getragen werden muß :als bisher. Er darf
nichta'lilein vom Sohul1ze1ugnis abhängig sein,
sondern vielmehr auch von der wirlklichen Be­
währung 'und Leistung des einzelnen Ange­
stellten in der Landes1ver:waltung.

Unser Land steiht nach wie 'vor ~- das kann
nach den ul'lgeheuren Zerstörungen des Krieges
gar nicht anders sein - 'vor gewaltigen Wieder­
au:~bauarbei,ten. Wir wissen, daß die ~onsoIi­

dierung unseres Landes und' die Weiteliführung
des Wiederaulf'baues naoh Abschluß des Staats­
vertrages el1st recht an uns herantreten wird.
Die V011aussetzungzu eiller geordneten Wirt­
schaft und einer wiJüchaiftsfördemden Verwal-

tung ,ist auch in unserem l:ande 'eine gesunde,
vor,ausp:l!anende Finanzpoillitik Das war in den
vergangenen Jaihren leider nicht immer der Fall.
Einer meiner Herren Vorredner hat schon dar­
auf ver'wiesen, daß die Verschuldun:g des Llandes
in diesen wenigen Jahren auf rund: 120 Mil­
lionen Sohi:Uil1lg amgesti,egenist, und daß der
hiel1zuer'forderJic'he Zinsendienst un,ge1fähr acht
MiIlioneili Schilling betragen wird. Finanzpolitik
kann man freilich nidht so betreiben, wie man
es manchmal hören Jmnn: Auf der einen Seite
eine Hembset'Zung der Steuern verlangen und
au.f der anderen Seite die Alusgaiben erhöhen.
In den kommenden Ja'hren wird neben der vor­
sichtigen auch ,eiiil,e planende Finanzver:waltul1lg
in unserem Lande notwendi'g sein. DieFlinanz­
wirtschaft des Landes hängt zweifel'los in
hchemMaße von ,der Bundeslfina,nzges'etz­
geibung ,ab. Wir werden daher in der kommen­
den Zeit sehr ernste Auseinandersetzungen mit
der Bundesregierung ,zu ,pflegen haben. Aiber
wlir können <!'uch im 'Rahmen des L:andes selbst
eine Reihe 'von Maßnahmen Zur gesundem Ent­
wicklung 'unser'er Finanzen durch~ühren. Nach
unserer Meinun,g slind ,folgende Maßnlahmen
unertäßIich:

erstens - wie ich schon angeführt halbe ­
eine sparsame Verwa'1tlung des landes g,elhst;

~weitens die Umwandlung ,aller kurzfristigen
Kr,edite in :lan!gfrist'ige Anleihen;

drittens .ist nach unser,er Meinunlg die eheste
Durchführun:g einer 'lückenilosen Vermögens­
aufnahme des ,gesamten Landeslbesitzes als Vor­
bereit'ung Hir eine Wi,edemuflbauanleihe, an dk
das Land zrweifello'S einma'l herantreten wind.
notwendig, und

viertens ist die Aufnahme eines langlfr,istigen
Dadehens zu erstreben, das wiraJs Finan­
zierungsgr1undlage oder Voraussetzung für
unseren W,j,ederalu~bau bmuchen.

AHe Maßnahmen des Llandes und der lalldes­
regiemnlg müssen in den 'nächsten Jahren alu1f
den Wiederau~au der illandeseigenen Eimioh­
tungen, aber3luch aUlf den W,iedemufibau 'Und
die Förderung des W,i,e,defaiufbaues unser,er I,n­
dustrie, unseres Gewel1bes lund unserer l'and­
wirtschaft !geridhtet sein. Da gllatJIben wir, d:aß
es lauch in der Verw'a,ltung des Landes Nieder­
österreich ohne Planung - in glerwissen Kreisen
ein verpönt,es Wort - nicht gehen wird. Wir
machen daher unsere aHe Forderung, eigent­
lich auch 'unserenailten Beschluß im nieder­
österreichisühen Landit1ag nach Errichtung
eines eigenen Wiederaufhaureferates, neuerlich
geltend.

Der Herr LandeshauptmanlH hat schon darauf
verwi,esen, wie gewaltig dias 'ArbeitS'ipen~um

atHein im Rahmen der L,andesvel1wa'Hung auf
dem Gebiet,e des Wiedel1aulEbaues, des Straßen­
baues, des Brüc'kenlbaues, der Fhlßregulierun-
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gen, der Wildibach'VeribaiUtuUlgen, des Wieder­
a'lliibaues der landese,igenen Gebäude und An­
stalten, der SpitäJler usw. ist. Das Imnn nicht
ohne Planung Ig,eschehen.

Eine zwe,ite wkhti:ge Forderung ist die För­
derung des Wiederau~alues unserer Wirtschaft.
Eine der Vomussetzungen hierfür, gerade in
uns,erem Lande Niederös'terreich, ist der Ausbau
unserer W!ass,erlkräHe. Wir 'haben hier im L1ande
zwei MöglJichikeiten: erst,ens den Aushau der
Kamptalwerke und ZiW'eitens den Ausibau des
Dona'ulkraftwerik,es Yibibs-P,ersenbeu.g, das wir
a,ls ,ein sehr bedeutendes Werk ansehen, wobei
wir es alls notwendig erachten, daß sich das
La"d gerade beim A1uslbau dieses Werikes zu be­
tei'JIilgen haben wird.

Ebenso selbst'verständlich ist die Auflgabe der
Förderunlg unseres Gewerbes und unseres
Fremdenverkehrs.

Unser Lland NiederiÖsterreicb ist auch das
wichtigste Agmr'land unter a~llen :B'undes­
ländern. Wir wissen es ,alUS den g,anz,en Kon­
til1ig,entieru:ngSiVerihandlungen, daß 'Über die
Hälfte aller LebensmitteI eigelllN!ich Niederöster­
reich :a1uifzulbringen hat. In einer gesunden
Agrarpolitik soUen daher a~'le Voraussetzungen
gescha~fen w,erden, die zur Hebung der land­
wirtschaHlichen Produlktion und damit auch zur
Steigerung der -Rentabilität der bäuerlichen
Wirtschalft 'tühren.

Es sindeini'ge der Dinge hier schon al1ige­
zogen worden, :zum Beispiel das Grundzus.am­
menIe:gungs1ges,etz. Ich bin der Meinung, daß
auch mit dem bestehenden Gesetz bei ent­
sprechender Aufikl~i1iung 'vie1es Igcleistet werden
kann. Wir haben dies an den Kommassierungen
in den ein:w1nen Teilen unseres Landes gesehen.
Hier soIJt,e Ziur Intensi'vierung der Arbeit auch
mehr technisches Personal beigestellt werden,
als heute tatsächlich zur V,erlfÜlgung steht.

Von dem durch M~liollMionen IZU schalPfenden
sÜlgenanntenzehnten nunidesland, dia,s heißt von
den 650.000 ha, die in Österreich ent- oder
bewässerungsbedlüfiftilg sind, enHaHen nicht
weniger als 185.000 h,a auf Niederösterreich
a,J1ein. Wir halben zwei besonders 'Wi(jhti~e Pro­
jekte, und zlwar die Bewässerung des March­
feldes einers,e,i,ts und des Steinfeldes anderseits.

naß die TedhnisiefiUng der L,oodwirtschalft
gefördert werd~n muß, ist ,~Ieichfans eine
Sellbstverständ~ichkeit. Ich vellweise in diesem
Zus,ammenhang aulf eine Einrichtu.ng in Kärn­
ten, die dortgeschalffen worden ist und die sich
als sehr zwecdmnäßigel1Wi,esen halt: die Ein­
richtung von sÜlge,nannten Maschinenstationen,
die besonders zur Unterstüt1zung der kleinen
ßauern sehr IZJw~mäßig ist.

Auch di,e ißekämplEung ,der Li(lIndifilucht WiIid
nur gelöst werden können, wenn ZiWei Voraus­
St'tzJUUigen da sind: Die OIeichste1'1ung der

Landarbeiter mit den Industrie'arbeitern in ~hren

sozialen Rechten ist die erste, und die Schaffung
entSipr,echender Landaribeitersiedlungen ist die
zweite. Es wiI1d sonst nicht mÖig!lioh sein, die
Menschen a'll,f der Schoilte draußen erihaHen ZiU

können.
Schließlich sei noch auf die wichtige Frage

der Bodenreform 'Verwiesen. AUlch hier hat der
niederösterr,eichische Landtag einen einstimmi­
gen Besdhluß geIfaßt. Es wird AUlfgwbe der
küniftigen Landesregiellung sein, beim B1\md
dahin :zu wil1ken, daß das Bodemefollmgesetz,
verabschiedet wird, um dann das notiwendig,e
DUl'cMühllungsgesetz im ni'edeflÖSt,erreichischen
Landtag schaEfen zu können.

In vieIen Gemeinden unseres Landes herrscht
eine außerordentlich große W'OihnUingsnot.Wir
wissen aus Statistid{en des Land,es, daß nicht
weniger a,ls 16 Prozent des gesamten Wohn­
raumes in NiedeflÖsterr,eich zers1Jört wurden.
Wenn wir den sozi,alen Frieden aUlfrechterhalten
woBen, wenn Wlir den jun!gen Menschen die
Möglichlkeit ,der GrÜJndung einer 'Fiamilie g,eben
wOlllen, dann muß a,uch in unserem Lande das
Woh.nul1lgs'ProibIe:m :ge'llöst werden. iEswird not­
wendi:g _sein, a1uoh im iandtag ein Wöhnlbau­
fÖlldefUlngs,gesetz lund ein Landeslwohnbau" und
Siedlungsgesetz zu sdha~fen, denn sonst werden
wir ,auch ~ndj,eser Frage nicht weiterikommen.

Nicht g,ering sind auch die Auflgaben a1uf dem
Gebiete des Schulwesens. Es ist daraluf ver­
wiesen 'worden, daß wir inl viel1facher Beziehung
dadurch gehemmt sind, daß die notwend~gen

G11Undsatz,gesetze des Bundes, das SchuI!au!f·
sichtsgesetz, dias Schullerriohtun~s- ,und -er­
ha~tungsg,esetlz und vor al~'em das El"iziehungs­
g,esetz noch nicht erI1assen sind. Wir silnd der
Meinung, solange wir kein Schu:llaufsichts!gesetz
haben, soHen wrir in unserem Lanldie bei unseren
Sc'hu:lköllpers<Jhaiften, das sind der Landiesschul­
rat und die Beziriksscihu:lräte, Beiräte errichten,
die vom Landeshauptmann ibelden Wlellden
können, um wenigstens ·auf diese Weise eine
provisorische demolkmtische Verwaltunlgslköl1per­
schaH zu halben, w,ei'l wir sonst sowohl der
EHernschaft als auch der L'ehrerschaH das Mit­
best~mmun:gsrecht vorentili:arlten. Mdner Mei­
nung nach ist >eine p11O'visorische Lös1ung nötig.

Im landesei:genen Wirkungsheis obliegt uns
der weitere Ausbau unseres Kindergarten­
wesens, die Errichtung von SchüJ,erihedmen - in
Wi'en und in unseren Schulstlädten, die Errich"
tung eines LehrIinlgsheimes, der weiter,e Ausbau
unserer Bemfsschulen und sohiließ'Lich auch,
nachdem wir das Scihul\lJ;aufo.ndslgesetz haiben ­
und da hin ich :ganz. einer Meinung mit dem
>Herrn Landeshaup'tmann -, die pllanmäßige
GestaJtiung des Wiederaufba1ues noch z,ersitö'ftoer
Schu1en, die notMrlendilgen Schulel'weitefUilligs­
bauten und der Bau voal HauptschuJen, däe jetzt
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entstehen werden, lliachdem ,die Gemeinden
daran ein danken9wertes linteresse in den ver­
schiedenen Gebieten luns-eres Landes haben.

Für ebenso sellbst'verständlic'h halten wir die
F'ördewl1ig des Voliksbildungswesens, die för­
demng von Kunst und Wissenschaft, Sport und
Kiörperkultur, den weiteren Ausbau unser,es Ge­
sundheits- und fürsorgewesens, zu dem wir
besonders die AusgestaHunlg unsererfürsorgle­
ämter zählen, die weit;ere Erricht.ung von
MutteJ1beratungsstellen, Säuglingsheimen, den
Auslbau des schuläJ1ztilichen Dienstes und un­
serer Landeskranlkenanstalten.

Hoh,es Haus! leh halbe nicht ,die Absicht, lüer
ein Arbeitsprorg11ammim Detail zu entwickeln,
denn man ik:ann nur schiJ;agrwortartig den Aruf­
galbenlkreis hier slkizzieren. Wir sind aber der
Meinung, daß bei gutem Wi1'lenund bei 'ver­
ll'ünlftiger slachl:icher Zusammenarbei,t aUe diese
uns gesteHten Probleme zrwar nicht a'Uif eimual,
aber Schritt für Schritt in diesem Landt,ag ge­
löst werden k6nnen, und daß die Erfül1lbankeit
eines solchen Arbeitspwgrammes gegeben ist.

Meine Damen und Herren, wir dürfen uns
nicht darüber täuschen, daß wir vor schrwieri­
gen Zeiten stehen, denn insbesondere in der
;'vlasse der Arbeit'erschaft herrscht, helworge­
rufen durch die wilden Preisexzesse, die zum
Teil das Erg'ebniseiner sogenannten freien
Wirtschaft si'nd, Unruhe. Wir begrüßen' es da­
her, daß der Herr Landeshauptmann selbst
heute hier ausgesprochen hat, daß dies:em
Wuchertumein entschiedenes Halt gebotel1l wer­
den muß. Der soziale f'ri'ede kann eben nur auf
diese Weise im Lande aU1f,recMerhalten werden.
Nur auf dies W'eise kann der Arbe'iterschaft in
Zukunft zugemutet werden, naoh wie vor ihre
ganze Kraft für den Wiederaufbau unseres
Landes einzusetzen. (Beifall bei der SPÖ.)

Der Herr iLandeshauptmann hat in seiner
Antrit'tsrede selin Programm bekanntgeg,eben.
Es ist sein persönliches Programm, denn nach
unserer Auffassung ist I~ein Regierungspro­
gramm zwischen den Regi'erungspant,eien dieses
Landes ve,reinbart worden. Die AuswiI1kung
dieses Programmes bleibt freilich erst der Zu­
kunft überlassen. Nach unserer ,Meinung wäre
es die Aufgabe der Mehrheit dieses Lanldtages
gewesen, ein Arbeitsprogra'mm zu erstellen.
Nach unserer Meinung wäre es auch die Auf­
gabe der Mehrheit dieses Landtages gewesen,
vor der W,ahl der niederösterreichischen Lan­
desifflgierung auch schon festzulegien, welche
Referate die heute hier in diesem Hohen Hause
gewählten Regi'erungsmitglieder in der Landes­
verwaltung zu führen haben werden. In der
ganzen Welt existiert kein Beispiel dafür, daß
man eine Regierung wählt, ohrnie gleichzeitig zu
sag'en, mit welchen Funktionen innerhalb einer
VerwClltung die g1ewähltenRegierul1lgsmitglie-

der betraut werden. Dazu wäre innerhalb der
verflossenen sechs Wochen wahrhaft genug
ZeH gewesen. Wir bedauern es, daß diese sach­
lichen Voraussetzungen heute nicht gegeben
sind und daß daher die heutige Konstituierung
noch als absolut unV'ollständig angesehen wer­
den muß. Die Vert,eilung der Referate und die
Bestimmung der Teilnahme an der Verwaltung
ist ja in dreI' Verfassung nach der Stärke der
einzelnen Parteien eindeutig festgelegt. Das
hängt also nicht etwa von den Gnaden irgend­
eines außenstehenden genen oder irgendeiner
Partei ab! Nach ,demokratisichen Grundsätzen
muß daher dieser Landtag und dies,e Landes­
regierung j'edem Partner das gleiche Recht der
Teilnahme an der Verwaltung dieses Landes
zubilligen. Wir sind absolut der MeiniUn~g, daß
der Partner auch die gleiche V'erantwortung
mitzutragen hat. Das alte Sprüchlein: "Demo­
kratie absolut, wenn sie mir den WHlen tut",
darf im neuen Landtag keine Geltung haben.
Wir nehmen für uns in Anspruch, daß wir in
den vergangenen vi,er Jahren an den Arbeiten
des Landtages :redlich teilgenommen haben. Wir
nehmen wei,ter für uns in Anspruch, daß man­
ches von dem, was in den vergangenen vier
Jahren im Lande Niederösterreich geschaffen
wurde, auf die Initiative der Sozialisten ,im
Landtage und in der Landesregierung zurück­
zuführen ist. Wir erblicken unsere Aufgabe
auch in der kommenden funktionsperiode dar­
in, mitverwaltend, aber auch mitkontrolHerend
tätig zu sein. Wir müssen diese unsere Aufgabe
auch in einer Oppositionsstellung erfüllen,
w,enn nämIich hier im Lande etwa Maßm:ahmen
getroffen werden sollten, die nicht eindeutig
das Recht der Minderheit berücksichtigen.
(Beifall bei der SPÖ.)

Meine Damen und Herren! für uns alle ge­
meinsam gilt in dieser schweren Zeit zunächst
als erste AUlfgabe, die Sicherung der Demo­
kraUe. Di'es 'werden wir am besten dann er­
reichen, wenn wir die öffentliche Verwaltun:g so
führen, daß der einzelne Staatsbürger zu seiner
Regierung und zu sei:ner Verwaltung auch Ver­
trauen haben kann, weiler bei ihr auch jeder­
zeit sein :Recht findet.

Wir werden zweitens die Aufgabe haben, für
die Sicherung der Existenz aller arbeitendien
MensCihen in unserem Lande zu sorgen und
drittens werden wir für den wirtschafUichen
Wiederaufbau und für die Erhaltung des sozia­
len friedens Sorge t,ragie'l1 müssen.

Ich sage es noch -einmal, wir bedauern e,:,
daß heute in diesem Hohen Landtage nicht alle
notwendigen Voraussdzungen für eine Igedeih­
liche Zusammenarbeit gesohaffen wurden. Hier
im niederösterreichischen Landta.ge sind seit
1921- seit diesem Jahr bin ioh selbst in diesem
Hohen Hause als Vertreter bis heute gesessen
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.. - alle Landesregierungen immer ,einstimmig
gewählt worden. W,enn das heute nicht dier Fall
g,ewesen ist, so hat das seine Ursache darin,
daß die Frage der Aufteilung der künftigen Re­
ferate in der Landesverwaltung nooh nicht be­
reinigt ist. Ich hoffe und ,erwarte - ichappel­
liere da insbesondere an den neugewählten
IIerrn Landleshaupt'mann -, daß auch auf di'e­
sem Gebiete dafür gesorgt wird, daß eine
rasche Entscheidung und damit eine Klärung
der Verhältnisse im Int,eresse der gesamten Be­
völkerung hergesteHt wird. Es geht ja hier
nicht etwa uni 'kleine Part,ci.vorteile, cSondem es
geht nach meiner Meinung um den Bestand des
Landes, um dien materiellen und ,geistigen Wie­
deraufbau des Landes und um die nackte Exi­
stenz der Menschen di·eses Landes. Wehe denen,
die die Aufgahen der heutigenZ,eit nichtrichti'g
erkannt haben! Wir Sozialisten werden getreu
u'nser,em Programm und getreu unserem Ge­
löbnis .unsere Plflioht gegenüber dem Lande
Niederösteneich und seiner arbeitenden Bevöl­
kerung immer erfüHen. (Großer Beifall bei
der SPO.)

3. PrRÄS'IDENT (den Vorsitz übernehmend):
Zum Wort gelangt für die öVP Herr Abgeord­
neter Z ach.

Abg. ZACH: Meine sehr verehrten frauen
und Herren des Hohen Landtages! Ich glaube,
daß wir alle eines Sinnes sind, wenn wir sagen,
wir freuen uns darüber, daß wir wieder eine
Landesregierung habel1. Ein Wunsch beseelt
uns alle, daß nämlich das alte Sprichwort ,ein
Wahrwort wird!: "Out Ding braucht Weile!"
Wenn sich dieses Sprichwort wirklich als
Wahrwort erweisen wird, dann muß diese neu­
gewählte Landesregierung wirklich ein beson­
ders "Gut Din1g" s'ein, denn die Weile war
sehr lang.

Einleitend möchte ich unserem sehr ver­
ehrten, lieben Freund Steinböck zu seiner Wahl
als Landeshauptmann unseren ,herzlichsten und
aufrichtigsten Glückwunsch sagei!. (Stürmi­
scher Beifall bei der OVP.) Ich möchte ihm
zurufen, bleibe der ruhi,ge, gütige Landesvater
von Niederösterreich ! (Neuerlicher stürmischer
Beifall bei der OVP.) Setze weiter deine be­
wäh'rte Kraft ein,damit es gelinge, alle auf­
baufreudigeIl Kräfte dieses Landes zu einer
Einheit zusammenzufassen, um das große
Werk, das uns gestellt ist, einer glücklichen
J.ösung zuführen zu können.

Diesen Dank rufe ich auch allen Wählern
in Niederösterreich zu, die uns abermals mit
der Mehrheit in diesem Hause ausgestattet
habeiL Wir wissen, welch ,große Aufgabe uns
damit auferJ.egt wurde und wir werden alles,
alles einsetzen, um uns dieser Aufgabe voll und
ganz zu entledigen.

Was die Verfassun,gsmäßigkeit dieses Hohen
Landtages und der Landesregierung anlangt,
möchte ich folgendes sagen: Nach Artikel 1
des Verfassungsüberleitungsgesetzes vom
1. Mai 1945 wurde das 'Bundesverfassungs­
gesetz in der fassung: von 1929 sowie alle
übrigen Bundesverfassungsgesetze und in ein­
fachm Bundesgesetzen enthaltene Verfassungs­
bestimmungen nach dem Stande der Gesetz­
gebung vom 5. März 1933 wieder in Wirksam­
keit gesetzt. Das V,erfassungsüberleitungsgesetz
hat die Zustimmung der AHiiertelll gefunden
und ich glaube nicht, daß von jemandem, der
ernst genommen werden will, bestritten werden
kann, daß unser Bundiesverfassungsg:esetz vom
Jahre 1929 in Österreich wieder gilt. Nun ist
es ja richtig, daß im Artikel 1 des Verfassungs­
überleitungsgesetzes die Länderverfassungs­
gesetze nicht aufgezählt sind. Es war dies auch
gar nicht notwendig. Maßgebend ist nur, daß
unsere Bundesverfassung wieder in K'raft ge­
setzt ist. Vom Standpunkt der Bundesverfas­
sung sind die Landesverfassungen nur Aus­
führunlgsgesetze, ohne welche die Bundesv,er­
fassung Ikeinen Inhalt hätte. Österreich ist ein
Bundesstaat, der aus einer Reihe selbständiger
Länder gebildet wird. Das Bundesgebiet um­
faßt die Gebiete d~r Bundesländer.

Ohne ILandesverfassungen könnte man nicht
von selbständigen Ländern sprechen, ohne
Landesverfassungen gäbe es keinen Bundes­
staat und gäbe es auch kein Bundesgebiet. Die
ganze Bundesverfassung ist auf der Grundlage
der Länder aufgebaut. Das Bundesverfassungs­
gesetz handelt in seinen Hauptstücken von der
Gesetzgebung und Vollziehung des Bundes und
der Gesetzgebung und Vollziehung d~r Länder.
Ohne Ländef'verfassungen, das ist ohne die ent­
sprechenden Ausführun!gsbestimmungen des
Bundesverfassungsgesetzes in diesen Punkten,
hätte die Bundesverfassung nie wirksam wer­
den können.

Wenn es also der Sinn jenes Artikels 1 des
Verfassungsüberleitungsgesetzes gewesen ist,
unsere Bundesverfassung wieder in Kraft zu
setzen, dann sind mit dem Bundesverfassungs­
gesetz auch die Verfassungsgesetze der Länder
nach dem Stande der Gesetzgebung vom
5. März 1933 wieder in Kraft getreten. Diese
Auffassung ist nicht dwa die einer politischen
fraktion, weil es ihr gerade so paßt, sondern
die Auffassung einer Kapazität auf dem Ge­
biete des Verfassun,gsrechtes, des Präsidenten
des Verfassungsgerichtshofes Prof. Dr. Adamo­
vieh, der ausdrücklich in seinem Vorwort zu
den Landesgesetzen folgendes sagt: "Durch
die Wiederinkraftsetzung der Bundesverfassung
sind die Landesverfassungsgesetze automatisch
wieder in 'Geltung ge:kommen."
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Und dann etwas aus dem praktischen Leben
heraus. Wenn wir keine Landesverfassung
haben, auf Grund welcher gesetzlichen Be­
stimmung sind wir hier versammelt? (Rufe bei
der OVP: Sehr richtig!) Auf <Grund welcher
Gesetze sind die Wahlen im jahre 1945 und
1949 durchgeführt worden? Auf <Grund wel­
cher gesdzlichen Bestimmung haben wir heute
die Mitglieder unserer Landesr,egierung an­
gelobt? ja, auch die verehrlichen Vertreter des
Linksblocks haben laut und vernehmlich ge­
sprochen: Ich gdoibe. (Rufe bei der OVP: Sehr
richtig!) Auf Grund welcher Basis ist ,dieses
"Ich gelobe!" gesprochen worden? Es ist nur
auf Grund eines Gesetzes geschehe!}. Wer also
in der Praxis das Gesetz anerkennt, darf ,es in
der Theorie nicht widerrufen. (Beifall bei der
OVP.)

Meine sehr v'erehrten frauen und Herren des
Hohen Landtages! Wenn den Worten der ver­
ehrlichen Herren Vorredner die Tat folgt, dann
können wir sagen: das muß ein freudiges
Arbeiten in diesem Hause, in allen Ausschüssen
und in der Landesregierung werden, denn alle
Redner haben unumwunden bekannt, daß sie
nichts anderes kennen, als für das Wohl un­
serer Bevölkerung in Niederösterreich und für
die gerechte Eingliederung Niederösterreichs in
das Bundesgebiet Österreichs zu arbeiten. (Bei­
fall bei der OVP.) Wünschen und hoffen wir,
daß es uns wirklich gelingt, einen edlen Wett­
str,eit zu veranstalten, wer das meiste zur 'Er­
reichung dieses hohen Zieles beiträgt. Dieses
Ziel ist wahrlich wert, daß sich die Besten der
Besten finden, die durch positive Vorschläge
und durch Amegungen daZ'U beitragen, daß
dies möglich werde. Von allen wurdieeinbe­
kannt, daß die Schwierigkeiten unel1hört groß
sind. ja, meine sehr Verehrten, das wissen wir
nur zu gut, und wenn mein sehr ver,ehrter Herr
Vorredner Abg. Dubovsky gesagt hat, daß ver­
schiedentlich Einmischungen von außen ge­
kommen sind, dann können wir nur erwidern,
ja, wir bedauern es, daß es dazu gekommen
ist. Aber ,es ist eben notwendig, zu den ge­
gebenen: Tatsachen und Realitäten ruhig Stel­
lung zu nehmen und lieber Wochen und
Wochen zu verhandeln, als eine Entscheidung
zu treffen, die sich nachher als ungünstig
herausstellt. Gerade an 'ihn richte ich das Er­
suchen, wenn er sich schon auf die Verfassung
beruft, daß er dazu beiträgt, damit nur aUes
das, was in dieser Verfassung steht, auch ge­
treulich befolgt wird. (Zustimmung bei der
OVP.) Denn wir haben einen anderen Ruf ge­
hört, der uns in 'unserem tiefsten Innern auf­
gewühlt hat und der da gelautet hat: Hinaus
aus den demokratischen Be'ratungsstellen auf
andere Gebiete! Es soll wieder eine andere
Kampfesweise anheben. Da sag,e 'ich, wehe.

dmimal wehe, wenn unser armes, gequältes Volk
diesem Ruf folgt, denn wozu Kampf führt, das
hat nicht nur unser Vaterland, sondern die
ganze Welt verspürt. Denn wir leben in ganz
anderen Zeiten und unter ganz anderen Ver­
hältnissen, es wäre auch wirklich ein Wider­
sinn, wenn die begangenen fehler trotz der
bitteren Erfahrungen, die wir gemacht haben,
wiederholt werden sollten. ja, auch wir sagen,
zusammengehen mit den arbeitenden Menschen
unseres engeren und weiteren Vaterlandes! Da­
zu gehören aber aUe, die Bauern und die An­
gestellten, die Gewerbetreibenden, ·di,e Handel­
treibenden, denn alle sind Arbeiter. Auch da
sind wir eines Sinnes, wenn dagegen gespro­
chen wird, daß auf arbeiltislosem Wege, ohne
Arbeit zu leisten, großle Gewinne eingeheimsf
werden. Aber es hieße den Rahmen der heu­
tigen Beratungen sprengen, wenn wir ,auf diese
Sachen näher eingehen wÜlfden.

Es soll alles, wie der 'Herr Landeshauptmann
in sreiner Regierungserklärung gesagt hat, auf­
geboten werden, damit gewisse Dinge mit
Stumpf und Stiel ausgemerzt werden. (Beifall
bei der OVP.) Da müssen aber aUe zusammen­
heUen und es nicht nur 'beim Reden bewenden
lassen.

Wenn nun gesagt wird, daß die finanzielle
Lage unseres LandJes sehr angespannt ist, so
ist das richtig. Es ist ·aber auch kein anderes
Bundesland von den Kriegs-und Nachkriegs­
ereignissen so hart mitgenommen word~en wie
gerade das Land Ni'ederösterreich. Wahr ist es
auch - das unterschreiben auch wir -, daß
bis jetzt nach unserer Auffassung diesem
Lande zu wenig ,Hilfe und förderung zuteil
geworden ist. Das ist aber darauf zurückzu­
führen, weil eben die Schwierigkeiten derart
große waren, daß es auf normalem Wege nicht
möglich gewesen ist, alles das zu schaffen und
gutzumachen, was der K6eg und die Nach­
kriegszeit angericht'et haben.

Wenn der Herr A'bg. Dubovsky von ,dem Ein­
satz aller Kräfte gesprochen hat, so sind wir
mit ihm einer Meinung, daß nur durch die
Zusammenfassung ailler demokratischen KräHe
·das große vor uns liegende Werk vollbracht
werden kann. Voraussetzung hierzu ist aber
die auf demokratischen Gesetzen fußende Zu­
sammenarbeit!

Auch der Redner der Linkssozialisten, Herr
Abg. ,Pospischil, hat erklärt, daß ,er sich in
erster Linie als Vertreter ,der noUeidenden
Mensohen und der Afibeiter betrachte. Das ist
durchaus verständlich, denn es ist eben der
S'inn der Demokratie, daß in der gesetzlgeben­
den Körperschaft ,die Vertreter so verteilt sind,
daß allen Teilen der Bevölkerung Recht und
Gerechtigk,eit zuteil wird. Darüber gibt es also
keine Meinungsverschiedenheit.
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Was die Ausführungen <les Herrn Landes­

hauptmannstdlvertreters Popp anbelangt, so
ist es richtig, daß das Wahlergebnis jeder
Partei einen gewissen >Grad von Einflußnahme,
aber auch von Verantwortung aufgebürdet hat.
Als oberster Grundsatz muß geHen, daß Ein­
fluß und Verantwortung richtig 'verteilt sind.
Ich erinnere hier an die in diesem Hohen Hause
wiederholt gehö'fte. Betonung, wir sind keine
Koalitionsregierung, wir sind eine Proporz­
regierung! Nach meiner bescheidenen Meinung
muß mit dieser SpaUung Schluß gemacht
werden, denn der bei uns in Ni'ederösterreich
bestehenlde Proporz legt schon von vomeherein
EinfI uß und Ve'fRntwortung fest. Es müssen
aber auch alle im Interesse des Landes notwen­
digen Dinge mutig miteinander verantwortet
werden, damit sich nicht ähnliche Dinge, die
wir im alten Landtag erlebt haben, wieder­
holen.

Wenn in den Ausführungen des Herrn
Landeshauptmaunstdlvertreters Poppauch von
einer sauberen Verwaltung und von einer Ver­
waltungsrdorm sowie 'von sachlicher Arbeit die
Rede war, dann können Sie, meine verehrten
frauen und Herren des Hohen Landtages, ver­
sichert sein, daß wir diesen Weg mitgehen. Ich
muß aber sagen, daß mir in der jetzigen Zeit
Sachlichkeit allein zu wenig erscheint. Die
Losung muß vielmehr Opferbereitschaft sein!
Da können wir nun ohne Überheblichkeit
sagen, daß die Mehrheit dieses Hauses in den
abgelaufenen vier Jahren dieser forderung
nach Opferbereitschaft voll >Genüge geleistet
hat, denn wir haben immer, wenn ,das Gesamt­
wohl des Landes irgendwie in Gefahr ge­
kommen ist, di'e Part,eiforderungen zurück­
gestellt. Wir haben auch dlann, wenn andere
davor zurückgeschreckt sind, die Verant­
wortung für die getroffenen Entscheidungen
voll und ganz übernommen.

Eine VerWlaHul1'gsretorm bekommt nur dann
einen richtigen Sinn, wenn wirlk~k!h idi,e leben­
dLgen KräHe vonhlanden stnd, welche dde Ver­
waHungsr,efonm durchzuführen und die Ver­
waltung auch 'sp.wsam, ,aber ,trotzdem muster­
gülti.g ZIU gestallten haben. !Dazu bedarf es
allerdings einer orpferfreud!igen Beamten'Sc,haH.
\<1ir können hier feststellen, daß, 'unsere Be­
amtenschaft, trotzdem Lei,sl~ung lund E'nHolb­
nung nicht ,im riiohtilgen Verhältni,s :Oll ein­
,l'l1<d'er gestanden sind, lin den abgelaufenen 'vier
Jahren durchaus ihre Pflicht voll und ganz er­
füllt Ihat. Wir müssen daher :unserer Belamten­
schaH für die von ,ihr geleistete Arbeit danken
undl I~ie zug1le.ioh bitten: 'lliederösterreiohische
Beamtensohaft, schrei,te ,alUrf :dem Wege zu einer
VerwaItungsrefol1m in einer Wei'se voran, daß
sie nicht nlur in ,uns'erem V1atefllande, sondern
a'llClh über dii,e Grenzen iUiIl,seres Vat1edandes

hinaus voIle Anerkenl1'ung findet! !Dann werdoo
wir allerdings auch dii,e andere Verpflichtung
zuer'f!ÜUen haben, daß wir der ig.e1eisteten
Arbeit auah den gerechten Lohn zuerkennen
müssen. (Beifall bei der OVP.) Wir hoffen,
daß der Ta,g bald ,kommen möge, wo sich
unser,e Wirtschaft so erholt haben Wil1d, daß
wir di,e notwendigen Maßnahme.n tatsäcihHch
durchführen können.

Wals ,nun die gewünschte Pilanung anbelangt,
so sind wir durchaus dafür, jedoch darf
die :8ezekihlllunlg "Piltanung" nicht etwa mit
"Zwang" 'verwechseH werden! (Beifall bei der
OVP.) Zwang ist abzul'ehnen, auß,er es stellt
sich jemand 'außerhalb der Gesetze. Dann muß
allerdings rüc~siC'Mslos eingesch,ritten und eut­
sipreohend durchgegri!Efen werden,. denn nur 'so
wird ,stich die IRegierung im Lalnde und tim
Bunde j'ene Aohtung 'verschaffen können, die
sie für ihre Arbeiten braucht.

Weun wei,t-er gesagt 'Wurde, diaß :bei der
Mindel1hetit der gute W,iHe ziur Zlusammenarbeit
vOflhanden ist, da,un sage :kh Ihnen: ehrl:ioh und
freudi:g, daß· auch bei uns dieser Igute WiHe zur
Zusammenarbeit vorhanden ist. Dieser glute
Wtillle zur ZUlsammenal'beit muß· aber übellatll
vorhanden sein, ,denn die be:ldien groß·en Par­
teien ,sitzen niaht nur hier :in diesem Hohen
Hause, sondern auclh in der Gemeinde Wien
und :in den übrigen Gemeinden der einzelm:en
ßundesländer zusammen! Welltn von Ul1iser:en
verehrliohen Gegnern ,immer wieder ges1agt
wird, 'sie seien ,eine einheitlich ausgerichtete
Partei, ,dann muß es möglich sein, daß diese
einheitHohe Ausrkhtu'ng ,auch in der Pl1ax'is
durchgeführt wird. (Lebhafter Beifall bei der
OVP.) Was daher der Minderheit in di,esem
HaUisegut erscheint, das muß· auch in der Ge­
meinde W,ien -und ill1l der Verwaltung der
übrigen Bundesländer Geltung haben! (Landes­
hauptmannstellvertreter Popp: Nur hat man in
Wien schon seit Wochen verhandelt, in Nieder­
österreich aber nicht! Das vergessen Sie nicht!
- Zwischenruf rechts: Aber nichts erreicht!)
Herr LcmdeshauptmanusteM'V'edreter, lieh willl
heute wir-Mich nioht, weil mir die Stimmung
zu lernst und zu Ifeierl,ioh el1soheilllt, nä1her au'E
Ihren Zw.ischenmf eingehen. Meine AJUlsfüh·
rungen tbeinhaltenaber die grundsätzliche
Voraussetz,ung für eine wirk<1iohe, ehrliche Zu­
sammenarbeit l Man !kanl1J eben nicht einfach
immer nur das herau's]ösen, wasei,nem gerade
paß1t.

leh sage ,auch, .in den Igwßen Gemeinden
Niederös,terr'eiohs muß das diemOlkraüsche Prin­
zip durchgesetzt werden. (Landeshauptmann­
stellvertreter Popp: In allen Gemeinden!)
Dieses demokratische P.rinzip ist schon in allen
Gemeinden durchgeführt; nur in ,einigen Ge­
meinden wurde vor einiger Zeit wieder g,esagt,
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die Mehrheit ist unwirksam, wenn nicht die
gesamte Beamtenschaft nach ihrem Sinne aus­
gerichtet ist. (Landeshauptmannstellvertreter
Popp: Das WaJ~ fast genau so, wie in Nieder­
österreich!) ja, dann ist es eben auch in
Niederösterreich ricMig! Ich wliU das aber
nicht ,unterschreiben, !Weil es mir :gefährlic1h
erscheint. Wir 'wenden nur dann zu ei,uer wiirk­
lich guten Verwaltung gelaulgen, wenn das
Leistungspl'inzip an der Spitze st'eht. Andere
Dinge dürfen hier nioht .ausschlaggebend sein.
Die forderung, Aufteilung nach einem ge­
wissen St1immenvetihältnis,l11JUß vers,tummen,
denn das i'stein ganz unmögliches Verlangen,
weHes nioht zum Wohle der Verwaltung und
des Landes dient.

freudig haben wir das Prognamm des Herrn
I.andeshauptmannes vernommen. Herr Landes­
hatlptmannsteHvel1treter !Fopp hat gesagt: Das
ist das persünliiche Regie!1Ungslprogramm des
Herrn Landieshauptmannes Steinb'Öck. Wir er­
lauben uns hinzuz'ufügen: Das ,ist das Regie­
fungsprogmmm der ÖVP! (Zustimmung bei
der ÖVP.) Ich brauche nicht 'erst zu, v'er­
sichern, daß wir VOll lunserer fraktion hinter
ihm stehen werden. Das Programm ist so, daß
auch jeder ,ehdiiche Gegner mit ein'sohlagen
kann, weil es ehen nichts anderes verlangt als
alle Kräfte zusammenzunehmen, um zum Bei­
spiel auf dem Gebielt des iSchullwesens solche
Zustände zu schaffen, daß einerseits unsere
.lugend mit einem ausreichenden Wissen aus­
gestattet wird,damit sieden schweren Kon­
kurrenzkamp'f, :der in Zukunft kommt, bestehen
I\!aun, und mldel's-eits Vorsorge getroffen wird,
daß die schulentwaühsene jugend 'vor der
Al'beitslosigkeit bewahrt wird. Kein Alter steiht
vor so großen Gefo'hren einer Arbeits10SligkeH
als die ,schulentwachsene Jugend, 'weil die
Grundlage für die 'EinsteHung zm Arbeit in
diesem Alter überhaupt erst :geschaflfell werden
Jl1uß. Daher müss,en wir aBe aUes aufbieten,
Ul\l ke:nen schulentwl(Khsenen ,B<urschen ulnd
kein schulentwachsenes ,Mädel arbeitslos, be­
schäHigungs1üs werden zu !Iassen.

A'lICh wird ,es nöüg sein, daß wir ,alle Kräfte
zusammenfassen ,uOid alles das fördern, was
mit }ugenderziehung und Jugendförderung zu­
sammenhängt, gleich ob dies jugendbewegung,
Sport oder wi,e immer heißt. Wir müs,sen der
Jugend ,das geben, was ,,·ie braucht. Aber mir
scheint, daß die jugend eines am meisten be­
nötigt, :und dias :ist das Bei'spiel der T'at. Schöne
Worte, schöne 'Reden können begeistern, aber
miüeißen auf dem Wege zur wahren ,Demo­
kratie kann unsere jugend nur die Tat. (Zu­
stimmung bei der ÖVP.) Wir müssen der
Jugend die wahre, echte Demoikrati:e vorleben,
dann wird sie mit uns gehen! Dann werden
auch die Kl'a'gen au'fih'Ören, daß Ulli~ere }ugend

keinen richtigen Anteil an der Demokratie
nimmt. (Beifall bei der ÖVP.)

Mit dieser fDage hängt auch die ganze Ein­
stel1:ung .zum LehI'lingswesen IUSW. zusammen.

Ich ,sage, ,es werden die verschiedenen Mei­
nung'en ,zusa:mmengdaßt werden müssen, da es
nicht mög!lich sein wiDd, d,ies'en oder j,enen
StandpunM .allein durchzusetzen.

Aber w,enn ich s,öhon von der BeamtensühaH
gesproohen habe, so ist es auch notw,endig,
wie 'es, ,auch der Herr iLandeshauptmann gesagt
hat, davon zu .sprechen, daß die Pragmatisie­
rung der Lehl1pe11S0nen lin Niederösterreich end­
lich erfolgt. Die Geduld der Lehrer war wink­
lieh groß,es war ,eine harte Geduldsprobe, die
der L,ehrerschaMaufeif'1egt wUI'de. Nun, sotgen
wir dafür, Idaß der neue Landtag als eine seiner
ersten Aufgaben die Pragmatisierung der
Lehrersohaift endlich Idu:rchz~UlfiÜihr,en trachtet.

Und nun zum Wiederaufbau. Im großen ge­
sehen list nioht Inur der Wiedellaufbau der ein­
zelnen Gebäude, die duroh den Kpieg .zel1stört
wurden, er,forderlioh, sondern es ist der Wieder­
au~bau der ,gesamten Wirtscha'[jt notwendig.
Und da sag,e ich, meine !s'ehr verehrten Mit­
glieder Ides Hohen Landtages, daßullIs da eine
große, besonders harte Arbeit bevorsteht, denn
wer die Ziffern kennt, welche Industrien a'bge­
w<l'llId'ert sind,der muß 'ehrlich igestehell1', daß
es wirklkh nur durch einheitliche z'us'ammen­
arbeit möglich sein wird, wenig!stens e.inen
Meinen Ausg!leich in der Zukunft zu scihaMen.
Nicht nur Industrien sind abgewandert, 'son­
dern auch ,viele wirtschaHlieh unbedingt not­
wendi,ge Dinge sind' iVier.lorengegangen. Da
wird es notwendi!g sein, daß wir naoh dem
besseren sehen, und dannach tmehten, daß
wir in Zukunft wenilgstens einen Teil dessen
zurückbekommen, was wir :für den AUlfhau 'Von
Industri,e, Gewerbe, Handel und L,anc\lwirtscihaft
auflge'wendet haben. Aber, meine s'ehr 'Ver
ehr,ten frauen und Herren, das wird nur dann
möglich sein, wenn ,uns Idurch das 'vom Na­
tionallrat neu zu beschließende finanzlaus­
gleichsge.setz winkliioh das gegeben wlird, was
ums gebührt. Auch 'da wird es sich erst zeigen
müssen, ob wir nur das Land Niederösterreiclh
sehen, oder ob 'wir auch außerhalb des Lal1'de~

liegende forderungen und AnJorderungen ver­
treten werden.

Es ist weiter notwendig, das Wohn- und
Sißdlungswesen zu fördern. Auch das gesamte
Mietenrecht muß neu geformt werden. Ich
freue mich, daß ich lesen konnte, daß der neue
Finanzminister diese frag1e zu einer seiner
wichtigsten erklärt. hat. Da werden wir mit­
gehen, weil ich glaube, daß wir nur durch das
Beschreiten neuer Wege die Wohnungsnot be­
sriNgen können. Die Wohnungsnot ist nach
unserem 'Dafürhalten das größt'e Übel, das uns
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augenblicklich plagt. Gute Straßen, neue
Brücken sind notwendig, aber zuerst müssen
wir mensohenwürdige Wohnverhältniss,e schaf­
fen, denn dann Meibt uns die lebendige Arbeits­
kraft erhalten. Es ist ungerecht, wenn mein
Heber Freund, Abg. Dubovsky, sagt, ,es ist zu
weni,g gemacht worden. ja, wo war das Ma­
terial, das nicht verarbeitet wurde, wo waren
die Arbeitskräfte, die nicht ,eingesetzt wurden?
Wir hatten keine Arbeitslosigkeit; wir hatten
Mangel an Baustoffen, wo wir hingeschaut
haben, und trotzdem waren alle Arbeitskräfte
eingesetzt. Da sage ich - und das ist jetzt
meine Privatmeinung -: wenn es uns nicht
gelingt, die jugend davon zu überzeugen, daß
der Wiederaufbau in ihrem Int,eresse g,elegen
ist, dann werden wir auch in der nächsten Zeit
keine allzu großen Fortschritte erzielen. Es
muß das, was in anderen Staaten als Ehrgeiz
gilt, auch bei uns erreicht werden, nämlich, daß
die jugend sagt, wir müssen für unsere An­
schauungar'beiten, wir müssen dafür alles
Persönliche zurückstellen, wenn es gilt, unsere
Zukunft zu formen. Da ist Aufklärungs- und
Erziehungsarbeit zu leisten, und es wäre mein
Wunsch, daß wir wirklich auf diesem Gebiete
einig sind. Es sollten viele Sendungen im Radio
unterbleiben und dafür die 'Erklärung gegeben
werden, wie wir im Interesse der jugend einen
rasoheren Wiederaufbau durchführen können.
(Beifall bei der OVP.)

ja, meine sehr verehrten Frauen und Herren,
die Zeiten sind ernst, aber es ist nun einmal
so, es kommt nichts von ungdähr. Vielleicht
mußten die Zeiten so ernst werden, damit wir
durch den Ernst d~ Verhältnisse näher an­
einandergerückt sind,. damit dieser Geist der
Gemeinsamkeit der Geist des Vatedandes, der
Geist des Volkes werde, damit wir auf diesem

Gebiete eines 'Sinnes werden. Dann hat auch
diese Zeit ihr Gutes gehabt.

Daher auf zur Arbeit ins Hohe Haus, in
allen Körperschaften. Das gleiche sagen wir
V"on der Landesregierung. Treu und offen be­
kennen wiT auch, daß das Zusammenarbeiten,
das Beraten, mehr Raum als in der Vergangen­
heit ,einnehmen muß. Aber dann sind wir. alle
gleich mitverantwortlich. Wir müssen immer
wieder, wenn einem Beschluß des Hohen
Hauses nicht Rechnung getragen wird, bei der
nächsten Sitzung des Landtages schon auf­
stehen und sagen: Was ist mit diesem Be­
schluß, wo ist er? Das darf aber nicht erst
nach vier jahren geschehen! (Abg. Dubovsky:
Dann müssen wir ununter.brochen stehen­
bleiben!) Wir sind aber für das Vorwärts­
schreiten und nioht für dals Stehenbleiben!
(Heiterkeit. )

Nun komme ich zum Schlluß meiner Aus­
führungen und da möchte ich sa,gen, ich habe
keinen anderen Wunsch, als daß wir nach Ab­
lauf dies~r Gesetzgebungsperiode sagen kön­
nen: Wir haben unsere Pflicht getan, der Er­
folg ist nicht ausgeblieben, die Bevölkerung
von Niederösterrei~h hat uns nicht umsonst
ihre Stimme gegeben. Dann wird die Bevöl­
kerung Niederösterreichs mit uns sagen kön­
nen: Vi,eles ist für die Heimat und für die Be­
völikerung von Niederösterreich geleistet wor·
den! (Anhaltender Beifall bei der OVP.)

3. ,PRÄSIDENT: Es ist niemand mehr zum
Wort gemeldet, somit ist die Tagesordnung der
ersten :Sitzung erledigt.

Die nächste Sitzung wird im schriftlichen
Wege einberufen.

Die Sitzung ist geschlossen.

(Schluß der Sitzung um 18, Uhr 12 Min.)


